
CDU-Informationsdienst 
Union in Deutschland 
Bonn, den 25. März 1993 

[0/1993 - Mit Sonderbeilage Nordrhein-Westfalen 

^Hgdeskanzler Helmut Kohl zum Solidarpakt: 

Ein wichtiges Stück 
deutsche Einheit gestaltet 
l'e neue, dauerhafte und solide Grundlage der 

"anzbeziehungen zwischen Bund, alten und 
C» • andern ist aus der Sicht des Bundeskanz- 
ler,?. e'nes der wichtigsten Ergebnisse der Bonner 
0,,darpakt-Klausur vom 11. bis 13. März. 

Cj  
,995 werden deshalb — so Helmut Kohl auf 

stä
er Kundgebung der Arbeitsgemeinschaft Selb- ständ ?»ger Unternehmer (ASU) am 22. März in Bonn 

neuen Bundesländer nicht mehr Zahlungs- ^ die 

P'änger sein, sondern gleichberechtigte Teilneh- 
.  r am normalen Finanzausgleich. 
p.. mut Kohl: Sie erhalten eine angemessene 

anzausstattung, die ihnen einen Aufholprozeß 
^ »enüber den alten Bundesländern ermöglicht. 
^M   •  Unc* Gemeinden können zügig investieren 
sc,   e'ne moderne Infrastruktur für ihre Bürger 
de,3        Damit sind zugleich Aufträge für die ost- 

sehen Betriebe sowie Arbeitsplätze verbunden, 
t    'nvestitionshemmnis ersten Ranges sei mit der 
^ Ur»g der Altschuldenfrage im ostdeutschen Woh- 
ge ^SDaubestand beseitigt. Nach Expertenschätzun- 
re   bürden sich die Investitionen durch die flankie- 
Min-en Wonnungsbaupolitischen Maßnahmen in 
'"llarHo^Usi r     •__ J__A • t«ii!„j„ w 
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verd 
bi 

lardenhöhe auf mindestens 20 Milliarden Mark 
°Ppeln. 

sej a,ctive Arbeitsmarktpolitik der Bundesregierung 

^il|UrC^ ^'e ^ereitste"un8 von zusätzlichen zwei 
•arden Mark fortgesetzt, ja sogar um die neu 

(Fortsetzung Seite 2) 

Entscheidung '94 
Mit dieser Beilage beginnt die 
CDU-Bundesgeschäftsstelle 
heute die Vorbereitung auf das 
Superwahljahr 1994 im UiD. 
Alle vier Wochen erhalten Sie 
Informationen, die für alle 
Wahlkämpfer, insbesondere für 
Mandatsträger und Kandidaten 
wichtig sind. 
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(Fortsetzung von Seite 1) 
geschaffene Möglichkeit erweitert wor- 
den, in den Bereichen Umweltsanierung, 
soziale Dienste und Jugendarbeit Lohn- 
kostenzuschüsse zu zahlen. 

Ganz wichtig für die Konjunktur: Die 
Arbeitsmarktabgabe werde nicht kom- 
men. Von der Wirtschaft befürchtete 
zusätzliche Belastungen werde es nicht 
geben. Helmut Kohl: Die Steuererhö- 
hungsdiskussionen der letzten Monate 
sind beendet. 

Schließlich seien Kürzungen bei den 
sozialen Regelleistungen vermieden wor- 
den. Dagegen werde aber ein wesentli- 
cher Finanzierungsbeitrag durch eine ver- 
stärkte Mißbrauchsbekämpfung im 
Bereich sozialer und wirtschaftlicher Lei- 
stungen erreicht. 

Schließlich sei es gelungen, ein festes 
Sparziel vorzugeben, für dessen Errei- 
chung zum größten Teil auch bereits die 
konkreten Sparmaßnahmen verabredet 

sind. Zur Deckung des Restfinanzie- 
rungsbedarfs werde ab 1995 der — f*ruh' 
zeitig vom Kanzler angekündigte — ^° 
daritätszuschlag wieder eingeführt. 
Mit dem Bonner Solidarpaktsergebnis 
seien die Finanzgrundlagen für die Ja" 
bis 1995 und darüber hinaus gelegt und 
gesichert. Die Deutsche Bundesbank 
habe deshalb ihre Politik der behutsamen 
Zinslockerung fortsetzen können und m 
der Senkung des Diskontsatzes in der 
gangenen Woche einen wichtigen Ben 
für eine Wiederbelebung der Konjunktu 
geleistet. 
Mit der „Bonner Vereinbarung" zum 
Solidarpakt haben nach Ansicht des o 
deskanzlers Bundesregierung, alte und 
neue Länder, Koalition und SPD-OpP°s 

tion ein wichtiges Stück der Deutschen 
Einheit gestaltet und bewiesen, daß es 
auch in einer wirtschaftlich schwierige 
Zeit und über Parteigrenzen hinweg m°g 
lieh ist, einvernehmliche Lösungen fur 

dringende Fragen zu finden. 

250 Millionen Mark für Studentenwohnungen 
250 Millionen Mark zur Förderung 
des Baus von Studentenwohnraum 
in den neuen Bundesländern hat die 
Bundesregierung für den Zeitraum 
von 1993 bis 1997 zur Verfügung 
gestellt. 
Die hierdurch mögliche Verbesserung 
der Wohnsituation an den ostdeut- 
schen Hochschulstandorten wird 
nachhaltig dazu beitragen, daß ein 
Studium in Dresden, Leipzig, Rostock 
und anderswo auch für Studierende 
aus den alten Bundesländern attraktiv 
wird. 
In den alten Bundesländern läuft seit 
1990 ein bis 1994 befristetes Förder- 
programm für 40.000 zusätzliche Stu- 

dentenunterkünfte, an dem sich der 
Bund mit 600 Millionen Mark betei- 
ligt. Zusammen mit den von den Lan- 
dern und den Trägern der Studenten- 
wohnheime aufzubringenden Mitteln 
beläuft sich das Gesamtinvestitionsvo- 
lumen auf zwei Milliarden Mark. 

Für Sofortmaßnahmen in den neuen 
Bundesländern waren im Gemein- 
schaftswerk Aufschwung Ost in den 
Jahren 1991 und 1992 mehr als 200 
Millionen Mark für Sanierung und 
Modernisierung von Studentenwohn- 
heimen enthalten. Damit wurden bei- 
spielsweise Dächer erneuert oder die 
Strom- und Wasserversorgung verbes- 
sert. 
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Erfurter „12 Punkte" 
für Aufbau Ost erfüllt 
^ach einem Gespräch der Abgeordne- 
ten aus den neuen Bundesländern mit 
deni Bundeskanzler erklärte der Stell- 
vertretende Vorsitzende der CDU/ 
^-SU-Bundestagsfraktion und Vorsit- 
zende der Kommission Wiederaufbau 
Neue Bundesländer, Johannes Nitsch: 

Wir begrüßen das Ergebnis der Verhand- 
lungen zum Solidarpakt als wichtigen 
Schritt auf dem Weg zum Aufbau Ost. 
^'t diesen Vereinbarungen ist ein deutli- 
ches Signal für den Aufschwung gesetzt. 
P'e neuen Bundesländer erhalten mit der 
Jetzt zugesicherten Finanzausstattung 
Qurch die Einbeziehung in den Finanz- 
ausgleich ab 1995 die Mittel für den Auf- 
bau einer modernen Infrastruktur. Die 
^kennbare Aufwärtsentwicklung im 
^sten wird damit auf eine solide Grund- 
la8e gestellt. 
n ihrem Gespräch mit dem Bundeskanz- 
er haben sich die Abgeordneten einge- 
bend über die Umsetzung der Vereinba- 
rungen informieren können. Sie unterstri- 
chen, daß jetzt die notwendigen gesetzge- 
erischen Schritte ohne Verzögerung ein- 

geleitet werden müssen. 
^,l Genugtuung stellen die Abgeordne- 
eri aus den neuen Bundesländern fest, 

Qaß mit dem vorliegenden Verhandlungs- 
ergebnis und dem Nachtragshaushalt 

1993 ihr Erfurter Papier „12 Punkte für 
Deutschland — Wohlstand im Osten ent- 
wickeln, im Westen sichern" und die 
Leipziger Beschlüsse des Geschäftsfüh- 
renden Fraktionsvorstandes vom August 
1992 in ihren tragenden Teilen erfüllt 
sind: 

• Wohnungsbau als Konjunkturmotor 
• Investitionszulage für Ostdeutsche 
• Investitionspauschale für kommunale 

Investitionen 
• Vereinfachtes Recht für ganz Deutsch- 

land 
• Erhaltung der Kulturlandschaft im 

Osten 
• Sicherung der Finanzausstattung der 

neuen Bundesländer. 

Neue Arbeitsplätze schaffen 
Neben dem Ausbau der öffentlichen 
Infrastruktur wird es in den nächsten Jah- 
ren ganz entscheidend darauf ankommen, 
daß in den neuen Bundesländern zusätz- 
liche private Investitionen mobilisiert 
werden. Dabei ist für den Erhalt der noch 
verbliebenen und für die Schaffung neuer 
wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze das 
Verhältnis der Lohnkosten zur Produkti- 
vität von absoluter Priorität. Die Abge- 
ordneten aus den neuen Bundesländern 
bekräftigen deshalb ihren Appell von 
Erfurt, den Aufbau Ost durch einen Pakt 
der Vernunft in der Tarifpolitik abzustüt- 
zen. 

Grundsatzprogramm-Kongreß in Bonn 
Am 25. und 26. Juni veranstaltet die CDU im Konrad-Adenauer-Haus in Bonn 
einen Grundsatzprogramm-Kongreß mit dem Parteivorsitzenden, Bundeskanz- 
ler Helmut Kohl, Generalsekretär Peter Hintze, dem Vorsitzenden der Grund- 
satzprogramm-Kommission, Staatssekretär Reinhard Göhner, und weiteren 
•nteressanten Gästen. Der Kongreß beginnt um 11.00 Uhr, voraussichtliches 
Ende: am frühen Nachmittag. 



Seite 4  •  UiD 10/1993 SOLIDARPAKT 

Am Beispiel Mecklenburg-Vorpommern: 

Solidarpakt erzwingt 
haushaltspolitisches Umdenken 

Das finanzielle Transfervolumen für 
die neuen Bundesländer ist abgesteckt. 
Die Erhöhung des Fonds „Deutsche 
Einheit" und die Neuordnung des Län- 
derfinanzausgleichs ermöglichen und 
verpflichten zu einer soliden langfristi- 
gen Finanzplanung in Mecklenburg- 
Vorpommern. Diese gesicherte Posi- 
tion bedeutet einen Umbruch im Den- 
ken. Wir müssen nicht mehr in kurzen 
Abständen als Bittsteller an die Bon- 
ner Türen klopfen. Wir können weiter- 
hin verantwortungsvolle Haushaltspo- 
litik betreiben. 

Die Auseinandersetzung über eine ange- 
messene Finanzausstattung der neuen 
Länder und eine gerechte Verteilung der 
finanziellen Altlasten mit dem Bund und 
den alten Ländern führen wir seit 2Vi Jah- 
ren. Ich bin froh über die nun erreichten 
Ergebnisse im Rahmen des Solidar- 
paktes. 
Bekanntlich hört beim Geld die Freund- 
schaft auf. Dennoch hat unsere demokra- 
tische und föderale Ordnung selbst in 
den schwierigsten Fragen der Finanzla- 
stenverteilung eine wichtige Bewährungs- 
probe bestanden. Es stimmt zuversicht- 
lich, wenn die demokratischen Parteien 
in Fragen nationaler Bedeutung die 
Gemeinsamkeit vor Parteienegoismen 
stellen. Daran anknüpfend wünsche ich 
mir, daß auch in den Landesparlamenten 
der Geist der Bonner Klausurtagung 
erhalten bleibt. Dies könnte sich im 
Landtag von Mecklenburg-Vorpommern 

darin äußern, daß wir keinen ruinösen 
Wettbewerb um die Verteilung der zusätz- 
lichen finanziellen Mittel 1993/1994 
beginnen und über 1995 hinaus niemals 
das Gebot solider Landesfinanzen aus 
dem Auge verlieren. 
Was bedeuten die Beschlüsse für das 
Land Mecklenburg-Vorpommern, insbe- 
sondere für seine Haushaltspolitik? 
Einige grundsätzliche Gedanken dazu. 
Die Rahmenbedingungen für einen 
Nachtragshaushalt 1993 sowie für die 
Haushalte 1994 und 1995 sind jetzt 
bekannt. 
Die Kommunen in Mecklenburg-Vor- 
pommern — das ist besonders erfreuhcn 

— erhalten 1993 eine Investitionspau- 

Von Bärbel Kleedehn, 
Finanzministerin von Meck- 
lenburg-Vorpommern 

schale von knapp 180 Mio. DM, die vor- 
rangig für den weiteren Aufbau der kom- 
munalen Infrastruktur eingesetzt werden 
soll. Durch die Aufstockung der Einnah- 
men aus dem Fonds „Deutsche Einheit 
um 444 Mio. DM in 1993 und ca. 1,28 
Mrd. DM in 1994 für unser Land werden 
den Kommunen insgesamt weitere 690 
Mio. DM zur Verfügung gestellt. Aus 
dem Nachtragshaushalt des Bundes für 
1993 ergeben sich zusätzliche Aufbauh»' 
fen in Höhe von insgesamt rd. 400 Mio- 
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£M, darunter 108 Mio. DM für die 
•j^rneinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur" und 
°° Mio. DM als Wettbewerbshilfen für 

>e Werften unseres Landes. Diese Bun- 
jfcsmittel müssen vom Land mit 188 Mio. 

M komplementiert werden. 
fitere Aufstockungen gibt es z. B. für 

>e Privatisierung des Wohnungsbestan- 
es, den sozialen Wohnungsbau und die 
örderung des Studentenwohnheimbaus. 

£ürdie Mieter kalkulierbar 

J^11 dem Solidarpakt wurde eine Lösung 
Ur die bisher auf uns lastende Altschul- 
enproblematik der Wohnungswirtschaft 

gefunden. Dies ist ein besonders beach- 
enswerter Erfolg für die unbedingt erfor- 
erHche Verbesserung der Wohnbedin- 

j=ungen in unserem Land. Zugleich wird 
arnit die Entwicklung der Lasten für die 

^'eter kalkulierbar. Sie können jetzt bes- 
er einschätzen, was auf sie zukommt. 
ußerdem wird ein gravierendes Investi- 

.'onshemmnis beseitigt. Dadurch erhoffe 
^n mir neue Impulse für den wirtschaftli- 
nen Aufschwung in den neuen Bundes- 

.är>dern. Als Wermutstropfen betrachte 
" allerdings die vom Land zu überneh- 

menden anteiligen Zinslasten bis 1995. 
I'le»n auf 1994 entfallen 254 Mio. DM, 
"5 werden es 127 Mio. DM sein. Der 
erg der bisher schon erheblichen eini- 

°Ungsbedingten Lasten in unserem Haus- 
d|t wird dadurch weiter anwachsen. 
as wichtigste Ergebnis der Solidarpakt- 
erhandlungen ist die Einigung über die 
'nanztransfers in die neuen Länder ab 

,    -\ msbesondere über den neuen ein- 
Glichen Länderfinanzausgleich. Die 

'sherige mittelfristige Vorausschau kann 
n in eine mittelfristige Finanzplanung 

^gestaltet werden. Mecklenburg-Vor- 
°rnmern erhält nach gegenwärtigem 
er>ntnisstand durch die Neuverteilung 

der Umsatzsteuer und den Länderfinanz- 
ausgleich 3,5 Mrd. DM sowie weitere 
Bundesergänzungszuweisungen und 
Finanzhilfen in Höhe von 2,7 Mrd. DM. 

Ich warne jedoch vor dem Trugschluß, 
daß die finanzielle Situation unseres-Lan- 
des ab 1995 rosig sein wird. 

Die Einnahmeseite des Haushalts wird 
im wesentlichen am Westniveau orientiert 
sein. Die Ausgaben müssen in einem 
absehbaren Zeitraum auch auf dieses 
Normalniveau begrenzt werden. Dies 
wird uns aber nur insoweit gelingen, wie 
einigungsbedingte Zusatzlasten wie z. B. 
die Entschädigungen aufgrund des SED- 
Unrechtsbereinigungsgesetzes, die Erstat- 
tungen für Zusatzversorgungssysteme aus 
DDR-Zeiten und viele andere Positionen 
abgebaut werden können. Nachholbe- 
darfe können nur noch im Rahmen unse- 
rer Einnahmen aus den neu geschaffenen 
Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuwei- 
sungen und der Finanzhilfen-Ost in Höhe 
von knapp 2 Mrd. DM vorrangig im inve- 
stiven Bereich finanziert werden. Dazu 
gehört auch, daß die jährliche Kreditauf- 
nahme derjenigen in westlichen Flächen- 
ländern vergleichbar wird. 

Erfolg der Koalition 

Abschließend noch eine Bemerkung zur 
Haushaltsentwicklung der öffentlichen 
Hand insgesamt. Ich bedauere, daß der 
Bund bereits ab 1993 seine Kreditauf- 
nahme herauffahren muß. Gleichzeitig ist 
es ein großer Erfolg für die Koalition in 
Bonn und die wirtschaftliche Entwick- 
lung in Deutschland, daß die Einführung 
des Solidaritätszuschlags erst ab 1995 
erforderlich wird. Noch besser wäre es 
allerdings, hätten sich die Vorschläge der 
Finanzminister aller Länder zu Einspa- 
rungen auf der Ausgabenseite in vollem 
Umfang durchgesetzt. • 
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Generalsekretär Peter Hintze: 

Die Verbreitung von Massenver- 
nichtungswaffen verhindern 
Als eine der zentralen sicherheitspoli- 
tischen Fragen der Völkergemein- 
schaft überhaupt hat Peter Hintze die 
Verhinderung der Verbreitung von ato- 
maren, biologischen und chemischen 
Waffen bezeichnet. 

Gemeinsam mit Elmar Brok und Fried- 
bert Pflüger, dem Vorsitzenden und stell- 
vertretenden Vorsitzenden des Bundes- 
fachausschusses Außenpolitik, stellte der 
Generalsekretär auf einer Pressekonfe- 
renz im Konrad-Adenauer-Haus am 
22. März den Beschluß des Fachaus- 
schusses über „Maßnahmen gegen die 
Verbreitung von Massenvernichtungswaf- 
fen" vor. Peter Hintze weiter: 

Eine traurige Aktualität hat dieses Thema 
durch die Entscheidung Nord-Koreas 
bekommen, den Atomwaffen-Sperrver- 
trag zu kündigen, um bevorstehende 
internationale Kontrollen seiner unterir- 
dischen Atomanlagen zu vermeiden. Die 
Weltgemeinschaft muß jetzt besonnen, 
aber entschlossen handeln, dazu gehört: 
• Der Weltsicherheitsrat muß Nord- 
Korea auffordern, die Kündigung des 
Atomwaffen-Sperrvertrags noch inner- 
halb der dreimonatigen Frist rückgängig 
zu machen und vertragsgemäß sofortige 
Kontrollen zu ermöglichen. 
• China muß seine Sonderbeziehung zu 
Nord-Korea nutzen, um dessen Führung 
dazu zu bringen, die Kündigung zurück- 
zunehmen. 
• Wenn Nord-Korea bei seiner Entschei- 
dung bleibt, muß es mit Sanktionen 
belegt werden, um einen Domino-Effekt 
auf andere atomare Schwellenländer zu 

vermeiden. Diktatoren rund um die Weit 
müssen wissen, daß der Ausstieg aus der 
internationalen Solidarität den Einstieg 
in die internationale Ächtung bedeutet. 
Der Fall Nord-Koreas markiert leider nur 
die Spitze des Eisberges. Die Verhinde- 
rung der Verbreitung von Massenver- 
nichtungswaffen ist die größte Herausfor- 
derung für eine friedliche Zukunft nach 
dem Ende des Ost-West-Konflikts. 
Ich möchte zwei wichtige Aspekte aus 
dem vorliegenden Beschluß aufgreifen-' 
• Mit großer Sorge beobachte ich die 
jüngste Zuspitzung im Konflikt zwischen 
dem russischen Parlament und Präsident 
Jelzin auch vordem Hintergrund der 
Rüstungskontrolle. Die Umsetzung der 
zwischen den USA und der ehemaligen 
UdSSR getroffenen Abrüstungsvereinba- 
rung dauert rund zehn Jahre. Wenn sich 
reformfeindliche Kräfte durchsetzen soll- 
ten, sind die Abrüstungsvereinbarungen' 
aber auch die derzeitige enge Zusammen- 
arbeit gegen die Weiterverbreitung von 
Massenvernichtungswaffen gefährdet. 
• Was schließlich unsere strategische 
Partnerschaft mit den Vereinigten Staaten 
von Amerika betrifft: Deutschland ver- 
fügt aus gutem Grund über kein atomares 
Potential. Die Sicherheit Deutschlands 
hängt damit in einer Zeit, in der immer 
mehr Staaten über Atomwaffen verfügen* 
existenziell von der Partnerschaft und 
dem Schutz der Vereinigten Staaten ab. 
Wir wollen diese gute Sicherheitspartner- 
schaft mit den Vereinigten Staaten fort- 
setzen. Sie ist auch in Zukunft von hoher 
Bedeutung für Deutschland und seine 
Sicherheit. 
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Maßnahmen gegen die Verbreitung 
von Massenvernichtungswaffen 

d le.^*efahren im Zusammenhang mit 
?r Weiterverbreitung von Massenver- 

t Ytungswaffen sind nicht neu, jedoch 
p    e,n m jüngster Zeit eine Reihe von 
p^icklungen zusammen, die das 
^°blem verschärfen. Insbesondere 
te 

ei freignisse der letzten Jahre lenk- 
* J die Aufmerksamkeit der westlichen 
p Ifentlichkeit auf das Problem der 
rroliferation. 

l} dem Zusammenbruch der Sowjet- 
lQn stellt sich zum einen die Frage 

ach der Kontrolle über ein riesig 
ernwaffenarsenal. Zum anderen 

^ Cn der Kontrolle über ein riesiges 
eniwaffenarsenal. Zum anderen zeigte 

er Golfkrieg die möglichen Gefahren 
'»die mit dem Besitz von Massenver- 

-j,'c.ntungswaffen und entsprechenden 
a§ersystemen in den Händen von Dik- 

a|°ren in der „Dritten Welt" verbunden 
Se,n könnten. 
Au 
bl 

s einer Reihe von Gründen ist das Pro- 
früh1 der Proliferation heute größer als 
8      r- So 8'bt es eine Schwerpunktverla- 
schUng der Proliferation hin zu biologi- 

"en und chemischen Kampfstoffen, die 
r sehr schwer zu kontrollieren sind, 
ßerdem ist eine zunehmende Konzen- 

at'on der Beschafferländer auf Träger- 
terne und Einsatzmittel zu verzeich- 

nen. 

sculternm konnte die Reichweite ballisti- 
e.ner Flugkörper in der „Dritten Welt" in 
t
nem Maße gesteigert werden, daß bei 

s ,  Setzung dieses Trends westeuropäi- 
se ßStadte in den Wirkungsbereich die- 
* Raketen gelangen. Hinzu kommt, daß 
^e Länder der „Dritten Welt" zuneh- 

end dazu übergehen, sich auf eigene 

Verfahren zur Herstellung von Massen- 
vernichtgungswaffen zu verlassen, womit 
sie sich westlichen Kontrollmöglichkeiten 
weitgehend entziehen. 
Und schließlich bringt auch die instabile 
innenpolitische Lage in den über Kern- 
waffen verfügenden Staaten der GUS 
erhebliche Zusatzrisiken mit sich. Lage- 
rung, Bewachung, Transport und Ver- 
nichtung von 30.000 sowjetischen Nukle- 
arsprengköpfen setzen höchste logisti- 
sche, organisatorische und technische 
Fähigkeiten voraus und bedürfen eines 
stabilen politischen Umfelds. 
Staaten beschaffen sich Massenvernich- 
tungswaffen und Raketentechnologie aus 
unterschiedlichen Motiven. Einige, weil 

Beschluß des Bundesfach- 
ausschusses Außenpolitik 

sie Sicherheit vor tatsächlichen oder 
wahrgenommenen Bedrohungen anstre- 
ben oder eine „Rückversicherung" im 
Falle möglicher existentieller Gefährdun- 
gen wollen. Andere haben die Durchset- 
zung politischer Forderungen im Sinn. 
Sie wollen Massenvernichtungsmittel zur 
offensiven (mittelbaren oder unmittelba- 
ren) Nutzung im Zusammenhang mit 
einer konventionell vorgetragenen 
Aggression gebrauchen, d. h. zur Erhö- 
hung der Wirksamkeit konventioneller 
Militäroperationen. 
So kann die Drohung mit dem Einsatz 
von Massenvernichtungsmitteln der 
Abschreckung vor einer militärischen 
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Intervention durch den Westen bzw. der 
Weltgemeinschaft dienen und den poli- 
tisch-strategischen und militärisch-opera- 
tiven Handlungsspielraum des Aggres- 
sors erhöhen. Staaten bemühen sich auch 
aus Prestigegründen um den Besitz von 
Massenvernichtungsmitteln. Schließlich 
könnte auch das Streben nach regionaler 
Vormachtstellung ein Motiv für die 
Bemühungen sein, sich Massenvernich- 
tungswaffen zu beschaffen. 
Auch fordern Staaten der „Dritten Welt" 
aus „prinzipiellen" Gründen einen 
Gleichstand mit der westlichen (nördli- 
chen) Welt. 
Landgestützte ballistische Flugkörper 
stellen das bevorzugte Trägersystem für 
Massenvernichtungswaffen dar. Da 
außer Raketenabwehr praktisch keine 
Verteidigung gegen ballistische Flugkör- 
per existiert, erreichen sie mit sehr hoher 
Wahrscheinlichkeit ihr Ziel, selbst wenn 
diese Ziele tief im gegnerischen Territo- 
rium liegen. Die Waffensysteme verblei- 
ben bis zu ihrem Einsatz auf dem souve- 
ränen Gebiet des Besitzerstaates. 
Hierdurch unterliegen sie — anders als 
beispielsweise Sabotageteams — der 
strikten und zuverlässigen Kontrolle und 
sind doch nur wenige Minuten Flugzeit 
von ihrem Ziel entfernt. Betrieb und 
Handhabung von Raketensystemen erfor- 
dern geringere Kosten als bei modernen 
Flugzeugen. Raketen stellen eine nicht 
entrinnbare Bedrohung für denjenigen 
Staat dar, der unter Druck gesetzt werden 
soll, was ihre politische Wirkung ver- 
stärkt. 
Sie bieten im Gegensatz zu Sabotage- 
teams, Lastkraftwagen, Segelbooten oder 
anderen Methoden der Nuklearwaffen- 
Verbringung, die auf verdecktes Vorge- 
hen angewiesen sind, für den Aggressor 
den Vorteil, daß die Abschreckungsdro- 
hung somit wirkungsvoller vermittelbar 
ist. Die Erfahrungen des jüngsten Golf- 

Krieges unterstreichen diese Einschät- 
zung. 

Exportkontrollen konnten das Problem 
aus einer Reihe von Gründen nicht ver- 
hindern. Technologie ist heutzutage *e,c 

ter und billiger zu haben als noch vor 
mehreren Jahren. Staaten der „Dritten 
Welt" gehen zunehmend dazu über, 
eigenständige Entwicklungsprogramme 
und -verfahren einzusetzen. Außerdem 
stellt sich verstärkt das Problem der Dop' 
pelverwendbarkeit („dual use") von "r0~ 
dukten. 
Rigorose Exportkontrollen sind in eine 
freien Marktwirtschaft und bei grundsätz- 
lich freiem Außenhandel nur schwierig 
realisierbar. Zudem treten verstärkt neu 
Lieferländer auf. Ferner gibt es wirksam 
Möglichkeiten der Umgehung von Vert 
gen und der verdeckten Herstellung v0" 
Massenvernichtungswaffen. Schließ'10" 
ist das Verhalten von potentiellen Liefe 
Staaten nicht im erwünschten Maße von 
außen beeinflußbar. 

Politische 
Handlungsoptionen 

Traditionell wurden drei grundlegende 
Wege verfolgt, um die Proliferation ein- 
zudämmen: 
• Die Verschärfung technischer 
Beschränkungen, d. h. die Eingrenzung 
des Zugangs zu sensitiven Information 
durch multinationale Exportkontrolle 
(CoCom, MTCR, Zangger Trigger List. 
London Nuclear Suppliers Guidelines; 
und entsprechende nationale Gesetzge- 
bung. 
• Die Schaffung von Anreizen und 
Hemmnissen für Staaten zur Förderung 
der Nichtverbreitung beispielsweise 
durch die Bildung von Sicherheit^- und 
Verteidigungsallianzen, um dem Sicher- 
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"eitsbedürfnis nicht-nuklearer Staaten zu 
entsprechen, die Stärkung der konventio- 
nellen Verteidigungsfähigkeit von Staaten 
"• a. durch nukleare Diplomatie und 
Rüstungskontrolle, gesetzgeberische 
^anktionen, „fullscale safeguard policy", 
Konvention über biologische Waffen, 
^-hemiewaffen-Abrüstung etc. 

•Der Aufbau von Institutionen (IAEA, 
1X1PT, Vertrag von Tlatelolco, Konvention 
Zur Sicherung nuklearer Materialien etc.). 
angesichts der Vielschichtigkeit der Pro- 
"jematik hat keine Maßnahme zur Ein- 
dämmung der Proliferation für sich 
genommen Aussicht auf Erfolg. Wenn 
**uch das unter maßgeblicher deutscher 
Mitwirkung ausgehandelte und mit schar- 
en Uberprüfungsmöglichkeiten ausge- 

stattete Chemiewaffenabkommen als gro- 
ier Fortschritt bezeichnet werden kann, 

So wird sich doch die Hoffnung, die Wei- 
terverbreitung allein durch Rüstungskon- 
trolle oder durch unilaterale Abrüstungs- 
°zw. Verzichtsmaßnahmen in den Griff 
2u bekommen, nicht erfüllen. 

Der Westen wird auf alle einem Staat und 
e,ner Staatengemeinschaft zur Verfügung 
Gehenden außenpolitischen Mittel 
Zurückgreifen müssen. Diese schließen 
'°lgende Maßnahmen mit ein: 

Ifl Die intensivierte Fortsetzung des 
internationalen Rüstungskontroll- 
prozesses beispielsweise durch die 
Verlängerung des Nichtverbrei- 
tungsvertrags, die Stärkung der 
internationalen Atomenergieagen- 
tur, die Stärkung der Rolle der UN 
und die Mitwirkung und Unterstüt- 
zung bei anderen Kontrollvereinba- 
rungen und Abkommen einschließ- 
lich einem nuklearen Teststop. 

konkrete Maßnahmen im Hinblick auf 
e,r|e Stärkung der Wiener Internationalen 

Atomenergiebehörde sollten in der Eröff- 
nung von Regionalbüros und in der ver- 
besserten materiellen und personellen 
Ausstattung der Behörde bestehen, um 
ihr die Durchführung von Verdachtskon- 
trollen zu gestatten. Außerdem ist erfor- 
derlich, daß die Lücken im Informations- 
system der IAEO geschlossen und die 
Kontrollmöglichkeiten im Verdachtsfall 
verbessert werden. Kontrollen sollten 
sich vor allem auf verdächtige Staaten 
konzentrieren. Inspektionsmöglichkeiten 
dürfen nicht nur auf offiziell gemeldete 
Anlagen beschränkt bleiben. Verdachts- 
kontrollen müssen auch in nicht-dekla- 
rierten Nuklearanlagen möglich sein. 
Ferner ist erforderlich, Verstöße gegen 
die Nichtverbreitung, die Verweigerung 
von Kontrollen, aber auch den Versuch 
von Staaten, sich Kenntnisse und Poten- 
tiale für die Herstellung von nuklearen 
Waffen und anderen Massenvernich- 
tungswaffen zu verschaffen, mit wirksa- 
men Sanktionen zu belegen. Dafür soll- 
ten bestehende Sanktionsmechanismen 
des UN-Sicherheitsrats stärker genutzt 
werden. 

E| Den Ausbau und die Stärkung 
nationaler und multinationaler 
Exportkontrollregime (z. B. Ver- 
schärfung und Straffung der 
CoCom-Liste, Schaffung einer 
Europäischen Rüstungsexportagen- 
tur, Verbesserung nationaler und 
Intensivierung multilateraler 
Geheimdiensttätigkeit im Hinblick 
auf Proliferationsaufklärung). 

Exportkontrollen können für sich genom- 
men die Weiterverbreitung zwar nicht 
stoppen, sie stellen jedoch einen wichti- 
gen Beitrag dar, um die Proliferation zu 
verlangsamen und Zeit zu gewinnen, um 
anderen Maßnahmen zur Wirkung zu 
verhelfen. Gleichzeitig wird der Preis und 



Seite 10 •  UiD 10/1993 SICHERHEITSPOLITIK 

der Aufwand für potentielle Beschaffer- 
länder erhöht, was diese Länder in 
zumindest einigen Fällen zu einem Über- 
denken ihres Anliegens veranlassen 
könnte. Die CoCom-Liste sollte zu einem 
wichtigen Instrument der Proliferations- 
Eindämmung ausgebaut werden und 
zusammen mit dem Missile Technology 
Control Regime in ein Gesamtkonzept 
einbezogen werden. 

El Die Unterstützung der osteuropäi- 
schen und GUS-Länder, die über 
Kernwaffen oder nukleare Fähig- 
keiten verfügen, im Hinblick auf 
Eindämmung, Sicherung, Kon- 
trolle, Abrüstung, Verschrottung 
und Umstrukturierung entspre- 
chender nuklearer Systeme und 
Einrichtungen. 

In diesem Zusammenhang muß es auch 
darum gehen, den potentiell arbeitslosen 
Rüstungstechnikern in Mittel- und Osteu- 
ropa eine vernünftige Perspektive zu 
geben. Nicht zuletzt mit finanzieller Hilfe 
muß gewährleistet werden, daß die Fach- 
leute zum Beispiel im Bereich der Abrü- 
stung und der Verbesserung der Sicher- 
heit von ziviler Kerntechnik tätig werden 
entsprechend dem Modell des Internatio- 
nalen Technologie- und Wissenschafts- 
zentrums in Moskau. 

Q Die Stabilisierung von Krisenregio- 
nen durch Sicherheitsgarantien, 
Förderung regionaler Rüstungs- 
kontrolle und vertrauensbildender 
Maßnahmen, lagebedingte Unter- 
stützung oder Boykottierung der 
Lieferung konventioneller Waffen. 

Der Zusammenhang von regionalen 
Instabilitäten und dem Bedürfnis von 
Staaten, ein Gegengewicht gegenüber 
einem potentiellen Gegner zu haben, 

kann nicht geleugnet werden. Wer diesen 
Staaten eine eigene letzte Rückversiche- 
rung in Form der nationalen Verfügbar- 
keit über Kernwaffen unter Hinweis auf 
internationale Stabilität verweigern will» 
muß gleichzeitig die Frage beantworten, 
was er diesen Staaten statt dessen zu bie- 
ten hat. Militärischer Beistand, Sicher- 
heitsversprechen, wirtschaftliche Stabili- 
sierung und andere Maßnahmen müssen 
lageabhängig in Betracht gezogen wer- 
den. Man wird gerade in diesen Fällen 
das Problem der Proliferation nicht lösen, 
wenn man nicht die Nachfrage nach 
Sicherheit befriedigt. 

O Die Bereitschaft, zur Verhinderung 
gefährlicher Entwicklungen Maß- 
nahmen zur Wahrung oder Wieder- 
herstellung des Weltfriedens oder 
der internationalen Sicherheit ent- 
sprechend Kapitel VII der Charta 
der UN zu ergreifen. 

Der Sicherheitsrat der Vereinten Natio- 
nen hat in seiner Erklärung vom 
31. Januar 1992 festgestellt, daß die Ver- 
breitung von Massenvernichtungswafie 
eine Bedrohung für den Weltfrieden und 
die internationale Sicherheit darstellt- 
Staaten, die völkerrechtswidrig versu- 
chen, Massenvernichtungswaffen zu 
erwerben oder herzustellen, müssen des- 
halb mit den schärfstmöglichen Sanktio- 
nen belegt werden. Dabei gilt auch, dal 
politische Verantwortung nicht nur für 
die Entscheidung zu einer militärischen 
Intervention als ultima ratio übernom- 
men werden muß, sondern auch für die 
Entscheidung, nicht zu intervenieren. 

0 Die Aufrechterhaltung der strate- 
gischen Allianz Europas mit den 
USA als der einzigen Macht, die 
weltweit agieren und gemeinsame 
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westliche Interessen verteidigen 
kann. 

uhne einen engen strategischen Verbund 
j^t den Vereinigten Staaten von Amerika 
kann Europa den mit der Proliferation 
verbundenen Herausforderungen nicht 
begegnen. Es ist hierbei stets zu beden- 
en, daß Europa aufgrund der Reichwei- 

^n ballistischer Flugkörper bzw. der 
Nähe zu potentiellen Krisenherden zeit- 
'lch früher als die USA gefährdet ist. In 

lesem Zusammenhang ist auch die 
^nerkennung der nuklearen Realität und 
Jj'e Aufrechterhaltung des nuklearen 
chutzverhältnisses (erweiterte Abschrek- 

.Ung) als Rückversicherung gegen wid- 
r'ge Umstände erforderlich. 

Hfl Die Einbeziehung auch ökonomi- 
scher Instrumente zur Verifikation 
entsprechend dem Modell der 
Anreizverifikation. 

^nreizverifikation könnte nach folgen- 
dem Modell erfolgen: 

ie NVV-Staaten zahlen einen bestimm- 
en Promillesatz ihres Bruttosozialpro- 

dukts auf ein Konto der Weltbank ein. 
Ie bleiben aber Eigentümer dieses Gel- 
es und erhalten regelmäßig Zinsen, 
ürch jährliche Einzahlungen steigt der 

*-aPitalstock ständig. Wird der betref- 
fe Staat bei der Verletzung eines Pro- 
erationsabkommens ertappt, wird das 

gesamte über Jahre eingezahlte Kapital 
'"gezogen. Jedes Jahr wächst somit der 
nreiz für einen Staat zur Einhaltung des 
ertrages, und anfänglich noch vorhan- 
ene Verletzungen werden aus eigenem 
Presse abgebaut, um nicht das ganze 

^eld zu verlieren. 
Ie Signatarstaaten loben eine Prämie 
s, die an denjenigen gezahlt wird, der 

erstöße gegen bindende Verträge auf- 
eckt. Der Betreffende erhält ferner das 

Recht, für sich und seine Familie Pässe 
eines Landes seiner Wahl zu erhalten. 
Dies könnte auf der staatlichen Ebene, 
aber auch auf der Ebene der Privatwirt- 
schaft Wirkung entfalten. Keine Firma 
könnte nämlich das Risiko eingehen, daß 
sich ein unvermeidbarer Mitwisser, den 
die Prämie mehr lockt als sein Jahresge- 
halt an die Öffentlichkeit oder z. B. an 
die IAEO wendet. 

0 Es ist zu prüfen, ob auch der Aus- 
bau von Luftverteidigung und tak- 
tischer Raketenabwehr sowie trans- 
atlantische Kooperation auf dem 
Gebiet des globalen Schutzes gegen 
ballistische Flugkörper zur Wah- 
rung westlichen Handlungsspiel- 
raumes in zukünftigen Konflikten 
mit nuklear, chemisch oder biolo- 
gisch ausgerüsteten „Dritt- 
Welt"-Diktaturen erforderlich ist. 

Es entspricht dem klassischen Ansatz 
westlicher Politik, sich gleichzeitig um 
eine grundlegende Lösung von politi- 
schen Problemen zu bemühen (Entspan- 
nung) und Sicherheitsvorsorge zu betrei- 
ben (Verteidigung). Dieser im Ost-West- 
Verhältnis bewährte und überaus erfolg- 
reiche Ansatz sollte auch die Politik 
gegenüber der Gefahr von Proliferation 
bestimmen. Neben allen erdenklichen 
Bemühungen um eine Entschärfung der 
Sicherheitsprobleme und einer Eindäm- 
mung der Proliferation, muß sich der 
Westen auch — als eine Art Rückversi- 
cherung — durch angemessene Verteidi- 
gungsmaßnahmen den außenpolitischen 
Handlungsspielraum gegenüber Bedro- 
hungen der Weltordnung und westlicher 
Interessen sichern. 

In diesem Zusammenhang kann mittelfri- 
stig der Aufbau einer europäischen Rake- 
tenabwehr in enger Zusammenarbeit mit 
den USA von Bedeutung sein. • 
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Thema „Innere Sicherheit44 brennt 
den Bürgern auf den Nägeln 
Der Anstieg der Alltagskriminalität 
wird von vielen Menschen, auch wenn 
sie selbst nicht Opfer einer Straftat 
werden, zunehmend als Bedrohung in 
ihrem persönlichen Lebensumfeld 
empfunden. Auch der wachsende Trend 
zur Gewalt irritiert die Menschen, sei 
sie politisch motiviert wie bei den Aus- 
schreitungen des rechten Pöbels gegen 
Ausländer oder auch nur als Tatmittel 
eingesetzt im Rahmen der „allgemei- 
nen" Kriminalität (140.000 Opfer von 
Gewalttaten p. a.). 
Fühlten sich nach einer vom Bundesin- 
nenministerium in Auftrag gegebenen 
Umfrage des Mannheimer IPOS-Instituts 
1990 noch 56 Prozent der Bundesbürger 
in den alten und 65 Prozent in den neuen 
Bundesländern durch Kriminalität auf 
Straßen und Plätzen bedroht, waren es 
1992 im Westen schon 71 Prozent und im 
Osten 93 Prozent. Die Einschätzung, daß 
die Bedrohung durch Kriminalität 
zunehme, teilen in den alten Ländern 
71 Prozent (1990: 54 Prozent) und in den 
neuen Ländern 90 Prozent (1990: 65 Pro- 
zent) der Befragten. 
Längst ist die Innere Sicherheit zu einem 
der entscheidenden Schlüsselthemen 
geworden. Dies haben auch die Parteien 
des rechtsextremen Spektrums erkannt, 
die mit markigen Rufen nach dem star- 
ken Staat und einer geschickten Verquik- 
kung der Ausländer- und Kriminalitäts- 
problematik versuchen, das gestiegene 
Sicherheitsbedürfnis des Wählers zu 
ihren Gunsten auszuschlachten. Trotz des 
vielzitierten Wertewandels in der Gesell- 
schaft erwartet die große Mehrheit der 
Bundesbürger, daß der Staat dem Anstieg 
der Kriminalität und dem Trend zur 
Gewalt wirksam entgegentritt. Die mei- 

sten Bundesbürger denken, was die 
Innere Sicherheit angeht, ungeachtet 
ihrer sonstigen Parteienpräferenz ausge- 
sprochen konservativ. Für die CDU/CSU 
heißt dies im Klartext: Die brennenden 
Themen der Inneren Sicherheit müssen 
offensiv angepackt und überzeugende 
Problemlösungen präsentiert werden. 
Sonst erhält das Lager der Rechts- und 
NichtWähler durch Bürger, die sich mit 
ihren persönlichen Sicherheitsbedürfnis- 
sen nicht ernstgenommen fühlen, weite- 
ren Zulauf. 
Bei der Bekämpfung von Kriminalität 
und Gewalt in ihren Erscheinungsformen 
bestehen nach Auffassung des stellvertre- 

Johannes Gerster: 
Wir brauchen eine 

gesamtgesellschaftliche 
Initiative zur Verbesserung der 

Inneren Sicherheit. 

tenden Vorsitzenden der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Johannes Gerster 
MdB, noch folgende Defizite, die noch in 
dieser Legislaturperiode engagiert ange- 
packt werden müssen: 

• Organisierte Kriminalität (OK) 
Die Organisierte Kriminalität, d. h. die 
Tatbegehung durch professionelle, wie 
Wirtschaftsunternehmen organisierte ver- 
brecherische Syndikate, ist zum Motor 
der Kriminalitätsentwicklung in Deutsch- 
land geworden. Ein erheblicher Teil der 
in den Kriminalstatistiken noch als Ein- 
zeltaten ausgewiesenen Kfz-Diebstähle 
und -Verschiebungen, der Wohnungsein- 
brüche, der Falschgeld-, Scheck- uns Kre- 
ditkartendelikte sowie des Taschendieb- 
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stahles werden durch OK-Gruppierungen 
Besteuert. Syndikate des Organisierten 
Verbrechens kurbeln den Rauschgiftkon- 
sum an. Dies wiederum führt zu einem 
parken Anstieg der Beschaffungskrimina- 
htät Rauschgiftsüchtiger, die ihren 
Finanzbedarf durch Straftaten im Alltags- 
jnilieu decken. Nach einer vom BKA 
•nitiierten Untersuchung ist davon auszu- 
sehen, daß jeder 2. Diebstahl von oder 
aus Kfz, mehr als jeder 3. Einbruch in 
yebäude/Wohnungen sowie mehr als 
Jeder 5. Raub von Rauschgiftsüchtigen 
Zur Finanzierung ihres Drogenkonsums 
verübt wird. 

Soll diesem Zangengriff (direkte Tatbege- 
hung durch OK-Gruppierungen und 
°eschaffungskriminalität im Drogenbe- 
reich) der Organisierten Kriminalität auf 
die Innere Sicherheit auf Dauer Einhalt 
geboten werden, bedarf es einer gesell- 
schaftlichen Initiative, die weit über den 
Unmittelbaren Gestaltungs- und Verant- 
wortungsbereich der Politik hinausreicht. 
Eine derartige Initiative muß sich aus fol- 
genden Elementen zusammensetzen: 

'-J Verbesserung des gesetzlichen Instru- 
mentariums über die bereits verabschie- 
dete bzw. in Beratung befindlichen 
[besetze (OrgKG; GewinnaufspürungsG) 
hinaus; 
JJ Weiterentwicklung der polizeilichen 
Frmittlungskonzepte und der Organisa- 
tion der Strafverfolgungsbehörden (Poli- 
2ei und Staatsanwaltschaften) 
]~l Verdichtung der internationalen 
Zusammenarbeit 
^-j Verbrechensvorbeugung (u. a. Ent- 
wicklung neuer Formen der Bürgerbetei- 
ugung; Prävention in der gewerblichen 
Wirtschaft z.B. bei der Geldwäsche oder 
aer Reinvestition illegaler Einnahmen 
aus OK). 

• Initiative gegen Gewalt 
Auch die Bekämpfung der Gewalt in 

allen kriminellen Erscheinungsformen 
darf nicht allein als „Dienstleistung" vom 
Staat gefordert, sondern muß als gesamt- 
gesellschaftliche Aufgabe begriffen wer- 
den. Neben Gesetzesinitiativen (Ver- 
schärfung des Strafmaßes bei Gewaltta- 
ten, Sicherungshaft für Gewalttäter, poli- 
zeilicher Unterbindungsgewahrsam u. ä.), 
polizeiorganisatorischen Maßnahmen 
(Verbesserung der Bund/Länder-Zusam- 
menarbeit beim Einsatz geschlossener 
Polizeiverbände, Einsatz spezieller Poli- 
zeikräfte zur beweissicheren Festnahme 
von gewalttätigen Demonstranten) muß 
geprüft werden, ob nicht auch durch neue 
Formen der Zusammenarbeit zwischen 
Bürgern und der Polizei und durch ver- 
stärkte Einbindung des Bürgers in die 
Gewaltprävention im Vorfeld polizeili- 
chen Einschreitens der Trend zur Gewalt 
umgekehrt werden kann. 

• Bürger und Innere Sicherheit 
Der Bürger hat grundsätzlich ein Recht 
auf Innere Sicherheit und damit auf per- 
sönlichen Schutz gegen Kriminalität 
durch den Staat. Allein mit schärferen 
Gesetzen, Verbesserung der Polizeiorga- 
nisation und der Erhöhung der Polizei- 
dichte läßt sich auf Dauer die Innere 
Sicherheit nicht gewährleisten. 
Polizisten sprechen in ihrer täglichen 
Arbeit nicht selten von einer „Vollkasko- 
mentalität" vieler Bürger. Gravierende 
Mängel bei der Sicherung des persönli- 
chen Eigentums vor Diebstahl oder das 
Wegschauen und die Gleichgültigkeit vie- 
ler Passanten bei Gewalttaten auf Stra- 
ßen, Plätzen und in öffentlichen Ver- 
kehrsmitteln sind Beispiele einer Hal- 
tung, die zu sehr auf das staatliche Auge 
des Gesetzes setzt und die persönliche 
Verantwortung für die eigene Sicherheit 
und die der Mitbürger vernachlässigt. 
In der Wohlstandsgesellschaft der Bun- 
desrepublik sind in vielfältiger Weise 
(u. a. durch den weitgestreuten Besitz 
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hochwertiger Konsumgüter, Zunahme 
der Ein-Personen-Haushalte, Verstädte- 
rung und Anonymisierung der Siedlungs- 
struktur, Veränderung im familiären 
Zusammenleben, z. B. durch Erwerbstä- 
tigkeit beider Elternteile) neue Tatgele- 
genheitsstrukturen entstanden, die Krimi- 
nelle zu ihrem Vorteil nutzen. Diesem 
Phänomen ist ausschließlich mit den tra- 
ditionellen Mitteln der Kriminalitätsbe- 
kämpfung auf Dauer nicht beizukom- 
men. 
Abgesehen von dem Vorschlag zur Ein- 
richtung kriminalvorbeugender Räte auf 
Ortsebene, mit denen die Bürgerbeteili- 
gung bei der Kriminalitätsprävention 
organisiert werden soll, sind Fachwelt 
und Politik bisher noch nicht allzuviel zu 
diesem Thema eingefallen. 
Es bedarf nach meiner Auffassung eines 
öffentlichen Forums, das dem Gedanken 
der „Verbrechensvorbeugung durch Bür- 
gerbeteiligung" neue Impulse verleiht. 

• Einberufung einer Nationalen 
Sicherheitskonferenz 

Die drängenden Probleme der Inneren 
Sicherheit bedürfen einer gesamtgesell- 
schaftlichen Kraftanstrengung. Gesetzge- 
bung und Exekutive allein würden sich 
verheben. Ich plädiere daher für die Ein- 
berufung einer Nationalen Sicherheits- 
konferenz durch die Bundesregierung, in 
der nicht nur Politiker und die Speziali- 
sten der öffentlichen Sicherheit zu Wort 

kommen sollten. Vielmehr sollte ein 
Forum geschaffen werden, das unter brei- 
ter Beteiligung der relevanten gesell- 
schaftlichen Institutionen, wie z. B. der 
gewerkschaftlichen und sonstigen Berufs- 
organisationen, der Verbände der 
gewerblichen Wirtschaft, der Kirchen 
u. ä. konkrete Lösungsvorschläge zur 
Verbesserung der Inneren Sicherheit erar- 
beitet. 
Damit eine derartige Veranstaltung nicht 
in einer konturenlosen Globaldebatte 
endet, bedarf es einer Konzentration auf 
die wesentlichen Themenkomplexe. Ich 
schlage daher vor, daß sich eine nationale 
Sicherheitskonferenz in einem ersten 
Schritt mit dem Themenkomplex der 
Organisierten Kriminalität befassen 
sollte. Ein Diskussionsschwerpunkt sollte 
dabei die dringend gebotene Verbesse- 
rung der internationalen Zusammenar- 
beit bei der Bekämpfung der Organisier- 
ten Kriminalität sein, denn hervorragend 
organisiert ist in Europa bisher allein die 
Zusammenarbeit krimineller Syndikate, 
während EUROPOL noch im Stadium 
eines unverbindlichen Koordinierungs- 
mechanismus verharrt. 
Geeigneter Zeitpunkt für die konstituie- 
rende Tagung einer nationalen Sicher- 
heitskonferenz wäre die Zeit unmittelbar 
nach Beginn der parlamentarischen Som- 
merpause, wenn andere wichtige politi- 
sche Vorhaben wie die Verabschiedung 
des Solidarpaktes und die Asylgesetzge- 
bung bereits bewältigt sind. * 

Ost-Renten im Durchschnitt um 70 bzw. 51% gestiegen 
Die Rentner in den neuen Bundesländern zählen eindeutig zu den Gewinnern 
der deutschen Einheit. Das ergibt sich aus Berechnungen, die die Direktorin der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (BfA), Anne Meurer, in Berlin vor- 
gelegt hat. Danach sind die Durchschnittsrenten im Osten Deutschlands seit der 
Wende bei den Männern um 70 Prozent und bei den Frauen um 51 Prozent 
gestiegen, während sich die Lebenshaltungskosten (einschließlich Miete) ledig- 
lich um 30 Prozent erhöht haben. 
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Berufsbildungsbericht 1993 
verabschiedet 

as System der dualen Berufsausbil- 
,u,18 in Deutschland gerät offenbar in 
irn*1 ^0Inent 'n eine Krise, in dem es 
j   Ausland nicht nur bewundert, son- 
u
er« auch zum Vorbild für Reformen 
n« Verbesserungen wird. 

.n den alten Ländern wurden 1992 mit 
nsgesamt knapp 500.000 deutlich weni- 

ak" ^UsbÜdungsverträge als erwartet 
.geschlossen. Gut 120.000 in den alten 

ndern angebotene Ausbildungsplätze 
, nnten nicht besetzt werden — dem ste- 
s
en für den gleichen Zeitraum 250.000 
JJdienanfänger an westdeutschen Hoch- 

^hulen gegenüber. 
,e offenbar nachlassende Attraktivität 
r beruflichen Ausbildung hat weniger 

eiriographische Ursachen, sondern ist 
'elrnehr auf ein sich veränderndes Bil- 
Ungsverhalten von Jugendlichen und 

I °hl auch auf eine veränderte Einstel- 
^gspraxis von Unternehmen zurückzu- 

cken. 1991 brachten 34,7 Prozent (1980: 
>4 Prozent) der Schulabgänger eine Stu- 

'enberechtigung mit, 33,8 Prozent (1980: 
^>9 Prozent) einen Realschulabschluß 

, ^er gleichwertigen Schulabschluß und 
2
ed'glich 24,7 Prozent (1980: 34,2 Pro- 
e^t) hatten einen Hauptschulabschluß, 
'8 Prozent (1980: 9,6 Prozent verließen 
le Schule ohne Abschluß, 
•eser Trend zu formal immer höheren 

.. dungsabschlüssen w'rc* ^ie wirtschaft- 
hl L   ^e'stungsfähigkeit der Bundesrepu- 

'* mindern, wenn nicht recht bald eine 
eihe einschneidender Maßnahmen an 

^en Schnittstellen der Sektoren des Bil- 
ngssystems wie zwischen dem Bil- 

dungs- und Beschäftigungssystem erfol- 
gen. Denn die Arbeitsmarktprognosen 
gehen davon aus, daß die Beschäftigungs- 
situation, insbesondere für Absolventen 
mit einer Ausbildung im dualen System 
sich stark verbessern und in einigen 
Bereichen es bereits zu Ende des Jahr- 
zehnts einen ausgeprägten Mangel an 
Arbeitskräften mit einer abgeschlossenen 
Berufsausbildung geben wird. 

Von Norbert Lammert, Par- 
lamentarischer Staatssekre- 
tär beim Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft 

Demgegenüber wird die Beschäftigungs- 
situation für Absolventen mit einem 
Fachhochschulabschluß im laufenden 
wie im kommenden Jahrzehnt weitge- 
hend ausgeglichen sein, während die 
Beschäftigungschancen für Absolventen 
mit einem Universitätsabschluß tenden- 
ziell durch einen Arbeitskräfteüberhang 
gekennzeichnet sein wird. Bereits jetzt 
werden nach vorliegenden Schätzungen 
rund 25 Prozent der Hochschulabsolven- 
ten unterhalb ihres Ausbildungsniveaus 
beschäftigt — eine Situation, die nicht 
nur bei volkswirtschaftlicher Betrachtung 
problematisch ist. 
Die CDU hat auf ihrem bildungspoliti- 
schen Kongreß Anfang März in Wiesba- 
den ihre Vorstellungen zur Reform des 
Bildungswesens der Öffentlichkeit vorge- 
legt mit der Absicht, Bildungspolitik zum 
Thema des nächsten Bundesparteitages 
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im September in Berlin zu machen. Der 
Bundeskanzler selbst hat Bildungspolitik 
zur Chefsache erklärt und seine Bereit- 
schaft bekundet, die notwendige Moder- 
nisierung unseres Bildungssystems durch 
verbindliche Vereinbarungen der Regie- 
rungschefs von Bund und Ländern durch- 
zusetzen. 
Die CDU hält zur Regelung der Attrakti- 
vität der beruflichen Bildung insbeson- 
dere folgende Maßnahmen für notwen- 
dig: 
• Der Anteil von Jugendlichen, die bis- 
lang ohne Berufsausbildung und Berufs- 
abschluß bleiben — er liegt derzeit zwi- 
schen zehn und 15 Prozent — , muß deut- 
lich reduziert und das Angebot zur nach- 
träglichen Qualifizierung von ungelern- 
ten Beschäftigten und von Arbeitslosen 
erhöht werden. 
• Die berufliche Bildung muß stärker dif- 
ferenziert werden, um sowohl Leistungs- 
stärkere zu fordern wie Leistungsschwä- 
chere zu fördern. 
• Die Gleichwertigkeit beruflicher und 
allgemeiner Bildung muß endlich ver- 
wirklicht werden. Hierzu bedarf es einer 
stärkeren Durchlässigkeit zwischen den 
verschiedenen Bildungswegen, ohne daß 
diese deswegen auf die Eigenständigkeit 
ihrer Profile verzichten dürfen. Dazu zäh- 
len auch faire Zugangsbedingungen für 
besonders qualifizierte Absolventen des 
dualen Systems an die Hochschulen; dies 
kann im Rahmen der nach Auffassung 
der CDU notwendigen umfassenden 
Neuregelung des Hochschulzugangs gere- 
gelt werden, mit der eine Beteiligung der 

Hochschulen an der Auswahl ihrer Stu- 
denten wiederhergestellt werden soll- 
Alle Bemühungen werden nicht reichen, 
wenn nicht auch eine Reform des DienS 

und Laufbahnrechts hinzutritt. Der 
öffentliche Dienst muß wie die private 
Wirtschaft leistungsorientierte, nicht vor- 
rangig durch formale Kriterien bestimm 
Besoldungs- und Karrierechancen erön* 
nen. Insbesondere die starren Kategorie 
des öffentlichen Dienstrechts begründen 
einen fatalen Zusammenhang zwischen 
laufbahnabhängigen Karrierechancen 
und individueller Lebens- und Ausbil- 
dungsplanung. 
Die CDU Deutschlands hat auf ihrem 
Düsseldorfer Parteitag 1992 einstimmig 
beschlossen: „Die CDU Deutschlands 
tritt für eine gründliche Überprüfung un 
Neuordnung des Öffentlichen Dienst- 
rechts ein, die starre, an Ausbildungsab' 
Schlüssen orientierte Eingruppierung un 
damit verbundene Besoldungsansprüche 
durch flexiblere Regelungen ersetzt, die 
sich stärker an der tatsächlichen Leistung 
der Beschäftigten bzw. Bewerber sowie 
an der Finanzkraft der öffentlichen 
Arbeitgeber orientieren". 
Der Mut zur Entkoppelung von Ausbil* 
dungsabschlüssen als Berechtigungs- 
schein und damit verbundenen Besol- 
dungsansprüchen könnte wie keine 
andere Maßnahme dazu beitragen, 
sowohl die Gleichgewichtsstörungen im 
Bildungssystem zwischen akademischer 
und praktischer Berufsausbildung zu 
beheben, als auch dem Leistungsprinzip 
stärker Geltung zu verschaffen. 

Bundeskanzler Helmut Kohl: Wir haben hierzulande extrem lange Ausbil- 
dungszeiten für Akademiker. Gleichzeitig stehen 1,8 Mio. Studenten nur 1,6 
Mio. Lehrlinge gegenüber. Daraus müssen wir die richtigen Konsequenzen zie- 
hen. So halte ich z. B. eine Reform der Studiengänge und eine Verkürzung der 
Gymnasialzeit von 9 auf 8 Jahre für unumgänglich. Die Ausbildung der deut- 
schen Facharbeiter ist international hoch geschätzt. 
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Grundsätze der Bildungs- 
und Forschungspolitik 

'He Zweiteilung des Universitätsstu- 
P Un*s> der vorrangige Ausbau der 
r 
a.|nhochschulen, die Absage an gene- 

Y '£ Studiengebühren, aber auch die 
s
efbesserung der Lehre und der For- 
J Uil8» der Personal- und Sachaus- 

attung der Hochschulen, eine engere 
, Mahnung der außeruniversitären mit 
er universitären Forschung gehören 

, den Hauptzielen, die in einem bil- 
^politischen Spitzengespräch der 

^g'erungschefs von Bund und Län- 
yern erreicht werden sollen. Für die 
jj0rbereitung dieses Treffens hat das 
vj"ideskabinett Anfang Februar seine 
Marschroute festgelegt. 

p ,l den Grundsätzen zur Bildungs- und 
rschungspolitik von Bundesbildungs- 

j n>ster Rainer Ortleb und Bundesfor- 
^Ungsminister Matthias Wissmann, 

5nen das Kabinett zugestimmt hat, wird 
ne umfassende Universitätsreform in 
r Bundesrepublik Deutschland anvi- 

ft rt'. ^'e Bundesregierung setzt sich auch 
r eine Verbesserung der Forschungsrah- 

. enbedingungen ein und wirbt für eine 
stltutionenübergreifende Begutachtung 
r nichtigsten Forschungsthemen durch 

en Wissenschaftsrat. 

iidungspolitik 
ach dem Öffnungsbeschluß der Regie- 

JJngschefs aus dem Jahr 1977 ist die 
chfrage nach einem Hochschulstu- 

K 01 kontinuierlich gestiegen. Dies ent- 
geht nach dem Grundsatzpapier der 

ntwicklung in vergleichbaren Industrie- 

nationen. Die Hochschulen würden mit 
ihrer derzeitigen Leistungsfähigkeit die- 
ser Situation allerdings nicht mehr 
gerecht. Die Regierungschefs hätten 
gleichwohl wiederholt ihre Absicht 
bekräftigt, auch der nächsten Generation 
die Hochschulen offenhalten zu wollen. 
Dafür müßten jedoch einige Vorausset- 
zungen erfüllt werden. 
Um die Studierfähigkeit zu verbessern, 
strebt der Bund einen obligatorischen 
Fächerkanon zum Abitur an, der minde- 
stens Deutsch, eine Fremdsprache, 
Mathematik und ein naturwissenschaftli- 

Das Bundeskabinett hat 
Leitlinien für Verhand- 
lungen mit den Ländern 
beschlossen. 

ches Fach umfassen soll. Außerdem wird 
die Einführung eines Zentralabiturs auf 
Landesebene und die Verkürzung der 
Schulzeit bis zum Abitur auf 12 Jahre 
empfohlen. Um diese Ziele zu realisieren, 
sollten die Länder gemeinsame Regelun- 
gen treffen. 
Der Bund strebt eine Senkung der zu 
hohen Studienabbrecherquote von durch- 
schnittlich 27 Prozent an sowie eine Ver- 
kürzung der überlangen Studienzeiten. 
Außerdem sollen die Möglichkeiten für 
Studienbewerber und Studierende verbes- 
sert werden, ihre Eignung für das Stu- 
dium möglichst frühzeitig beurteilen zu 
können. Der Bund hält hierfür struktu- 
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relle, organisatorische und inhaltliche 
Reformen für notwendig. 

Zuerst Berufsbefähigung 

Zu der dringend erforderlichen Struk- 
turanpassung gehören nach den vom 

Bundeskabinett gebilligten Vorstellungen 
der beiden Bundesminister die folgenden 
vier wesentlichen Elemente: 
• Im Universitätsstudium soll zwischen 
einem berufsbefähigenden Grundstu- 
dium einerseits und darauf aufbauend 
der Ausbildung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses für wissenschaftliche 
Berufstätigkeit andererseits unterschie- 
den werden. 
• Der Anteil von Studienplatzkapazitäten 
an Fachhochschulen soll auf mindestens 
40 Prozent erhöht werden. Neben einem 
weiteren Ausbau der Fachhochschulen ist 
in diesem Zusammenhang auch an die 
teilweise Überführung universitärer Res- 
sourcen in die Fachhochschulen gedacht. 
• Um den Bedarf an Professoren an 
Fachhochschulen quantitativ und qualita- 
tiv zu sichern, soll geprüft werden, welche 
dienst- und besoldungsrechtlichen Verän- 
derungen vorgenommen werden können. 
• Um die gleichwertige Stellung der 
öffentlichen Fachhochschulen zu sichern, 
werden in dem gemeinsamen Bericht von 
Ortleb und Wissmann verbesserte Per- 
spektiven für die berufliche Entwicklung 
von Fachhochschulabsolventen im 
öffentlichen Dienst für erforderlich 
gehalten. 

Studienzeiten straffen 

Zur inhaltlichen Reform des Studiums 
wird folgendes vorgeschlagen: Das 

berufsbefähigende Studium an Universi- 
täten soll so gestaltet werden, daß es 
innerhalb der für die einzelnen Studien- 
gänge in den Prüfungsordnungen festge- 

legten Studienzeiten von acht bis zehn 
Semestern abgeschlossen werden kann- 
Um diese Reform verwirklichen zu kön- 
nen, hält der Bund eine Reihe aufeinan- 
der abgestimmter Maßnahmen, die für 
Hochschulen und Studierende verpflich' 
tend sein sollen, für erforderlich. 
• Die Neuordnung des Studiums bis zu 
ersten berufsqualifizierenden Abschlu' 
soll durch eine Novellierung der Hocn- 
Schulgesetze sichergestellt werden. Sow 
der Bund für das Ausbildungsrecht 
bestimmter Berufe zuständig ist, sind 
auch hier entsprechende Regelungen v 
zunehmen. 
• Um die Effizienz des Studiums zu stei- 
gern, sind für die Eingangsphase des ^ 
diums Tutorenprogramme und für die 
Prüfungsvorbereitung ein Mentorensy- 
stem vorgesehen. 
• Für die Ablegung und Wiederholung 
von Prüfungen sollen Fristen eingefün 
werden. Werden diese Fristen nicht ein- 
gehalten, sollen Studierende, die sich he 
spielsweise nach vier Semestern aus vo 
ihnen zu vertretenden Gründen nicht z 
Zwischenprüfung und nach Ablauf de 
Regelstudienzeit nicht zur Diplomprü- 
fung gemeldet haben, als geprüft und 
zum ersten Mal durchgefallen gelten- 

• Die Hochschulen sollen zur regelmäß1' 
gen Vorlage von Berichten über die Qu 

lität der Lehre verpflichtet werden. 

Geändertes Dienstrecht ^ 

• Das Dienstrecht für Hochschullehrer 
soll unter Leistungsgesichtspunkten 
aktualisiert werden (z. B. Gewährleiste ^ 
des Lehrangebots ad personam, Rege 

der Präsenzpflicht, Überprüfung des   ^ 
Lehrdeputats von Professoren an Univ 
sitäten, leistungsabhängige Gewährung 
von Forschungsfreisemestern, Reduzie 
rung der Genehmigung von Nebentätig 
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in H' **erucksichtigung der Leistungen 
der Lehre bei Bleibeverhandlungen). 

-^formiertes Promotionsstudium 

jvach Abschluß des grundständigen 
^ Studiums soll die Ausbildung des 

plssenschaftlichen Nachwuchses für die 
rschung in einem reformierten Promo- 

s 
nsstudium erfolgen. Eine Promotion 

p   danach zukünftig in folgenden drei 
0rnien möglich sein: 

{N *°motion mit Betreuung durch einen 
°ktorvater (wie bisher), 

s ^motion in einem von der Höch- 
ste eingerichteten Graduiertenstu- 

insbesondere in größeren Fächern, 
promotion im Graduiertenkolleg. 

Kab 
die 

Hochschulen sollen nach den vom 
••nett verabschiedeten Grundsätzen 
notwendigen Maßnahmen zur Neuor- 
lsation des Studiums in eigener Ver- 

g ,Hortung vornehmen und hierbei weit- 
Y nenden Gestaltungsspielraum erhalten. 
erJ1 ^en Hochschulen wird allerdings 
v   

artet, daß die in dem Grundsatzpapier 
gesehenen Maßnahmen zügig umge- 

setzt Werden, nachdem sich die Hoch- 
ulrektorenkonferenz bereits einstim- 

sclf      e'ne so'cne grundlegende Hoch- 
Preform ausgesprochen hat. 

i   nd und Länder sollen sich darauf 
ho k rän^en' ^e wesentncrien Eckdaten 

cnschulrechtlich und durch Verwal- 
gsmaßnahmen vorzugeben. So sollen 

.. "* Beispiel Anreize gegeben werden, 
^ die Hochschulen zur Umsetzung der 
e, ^nahmen motivieren und zu einem 

höhten Wettbewerb der Hochschulen 
ntereinander führen. 

:<jhr Autonomie 

JV ach dem Grundsatzpapier der Bun- 
sind   esmimster OrtJeb und Wissmann 

0 folgende Maßnahmen vorrangig: 

• Stärkung der Dekane im Hinblick auf 
die Organisation des Studiums, den Ein- 
satz der Hochschullehrer in der Lehre 
und die Verteilung zusätzlicher Mittel. 
• Festlegung des regelmäßig vorzugeben- 
den Zeitpunkts einer ersten Zwischenprü- 
fung als frühzeitiger Studienerfolgskon- 
trolle, des Zeitpunkts der Meldung zur 
Abschlußprüfung sowie des für die Stu- 
diengänge maximal zugrunde zu legen- 
den Lehrdeputats in Semesterwochen- 
stunden. 
• Interne und externe Evaluation der 
Studienangebote und der Lehr- und For- 
schungsleistungen der Fachbereiche zur 
Erhöhung der Transparenz ihrer Fachlei- 
stung und zum wettbewerbsfördernden 
Vergleich der Hochschulen untereinan- 
der. 
• Stärkung der Finanzautonomie der 
Hochschulen durch Globalisierung und 
Flexibilisierung der Hochschulhaushalte. 
• Zuweisung der Grundausstattung an 
Stellen und Sachmitteln für die Lehre 
nach den Lehrleistungen der Hochschule 
(z. B. durch Orientierung der Zuweisung 
an der Zahl der Absolventen oder an der 
durchschnittlichen Studiendauer). 
Eine zügige Umsetzung der Hochschulre- 
form durch die Hochschulen selbst und 
eine Verbesserung der Personal- und 
Sachausstattung durch die Länder sind 
laut Grundsatzpapier für ein weiterge- 
hendes finanzielles Engagement des Bun- 
des unabdingbar. 

II. Forschungspolitik 
Das deutsche Forschungssystem hat sich 
national und international bewährt. 
Ergebnisse der Forschung sind für den 
Standort Deutschland, die Verbesserung 
der Lebensverhältnisse, die langfristige 
Sicherung der wirtschaftlichen Leistungs- 
fähigkeit und die Erhaltung der Umwelt 
wesentlich. Die Entwicklung neuer Tech- 
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niken erfordert gemeinsame Anstrengun- 
gen von Wissenschaft und Wirtschaft. 
Die intensive Zusammenarbeit zwischen 
Hochschulen, außeruniversitären For- 
schungseinrichtungen und Unternehmen 
ist eine wesentliche Voraussetzung für 
den Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit. Es 
ist deshalb eine wichtige Aufgabe, im 
Dialog zwischen Wissenschaft, Wirt- 
schaft und Staat zu einem gemeinsamen 
Verständnis über die Bedeutung langfri- 
stiger Forschungsziele zu gelangen. Die 
Ergebnisse der Forschung müssen 
rascher in die industrielle Anwendung 
umgesetzt werden. 
Die besonderen strukturellen Probleme 
im Hochschulbereich wirken sich auch 
auf die Hochschulforschung aus. Das 
BMFT fördert die Hochschulforschung 
nachhaltig mit zur Zeit rund 772 Millio- 
nen DM pro Jahr durch direkte Projekt- 
förderung. Durch Nutzungsmöglichkei- 
ten der vom Bund Finanzierten Großge- 
räte und andere Serviceleistungen erhal- 
ten die Hochschulen zusätzliche Leistun- 
gen, deren Wert zur Zeit auf ca. 1 Milli- 
arde DM jährlich beziffert werden kann. 
Die Projekte des BMFT sollen künftig 
verstärkt als zeitlich begrenzte Initialför- 
derung für neue Strukturen (wie z. B. bei 
den klinischen Forschergruppen) und 
neue Themen (z. B. Ökosystemforschung, 
Mikrosystemtechnik, Informatik) einge- 
setzt werden. Sie können die Grundfinan- 
zierung durch die Länder nicht ersetzen, 
sondern setzen umgekehrt ausreichende 
Grundfinanzierung der Hochschulfor- 
schung voraus. 

Spitzenforschung fördern 

Folgende Maßnahmen sehen die Mini- 
ster Wissmann und Ortleb als vor- 

dringlich an: 
• Wiederherstellung der notwendigen 
Grundfinanzierung für die Hochschulfor- 
schung durch die Länder; 

• Weiterführung der vom Bund initiativ 
und zeitlich begrenzt geförderten neuen 
Forschungseinrichtungen durch die 
Hochschulen und Länder; 
• erweiterter Spielraum für die Erfor- 
schung multidisziplinärer Themen über 
die Grenzen der klassischen Einzelwis- 
senschaften hinweg; 
• Ausweitung der Nutzungsmöglichkei- 
ten der Bibliotheken, insbesondere Ver- 
längerung der Öffnungszeiten; hierzu 
gehört die Bereitstellung ausreichender 
Mittel zur Nutzung des Informationsan- 
gebotes von Datenbanken; 
• Verbesserung der Hochschulstatistike 

um einen besseren Ausweis der jewei'i' 
gen Mittel für Lehre, Forschung und En 

wicklung sowie für die Patientenverso * 
gung in den Hochschulkliniken zu erm e 
liehen; zu diesem Zweck Durchführung 
von Projekten der Kostenrechnung- 
Die Minister werden sich dafür einsetz 
die Rahmenbedingungen des deutsche 
Forschungssystems zu erhalten und, ^° 
nötig, zu verbessern. Dazu halten sie W 
tere institutionenübergreifende Beguta 
tungen der wichtigsten Forschungsfe'd 

wie z. B. Materialforschung, Gesund- 
heitsforschung, Biotechnologie, Energ1 

forschung, Informationstechnik, duren 
den Wissenschaftsrat in ganz Deutsch- 
land für erforderlich. Die Förderung de 

Spitzenforschung im Rahmen der Deu - 
sehen Forschungsgemeinschaft (DFO) 
und der Max-Planck-Gesellschaft (Mr 
ist auch künftig unabdingbar. Im Rectl 

setzungsverfahren ist künftig verstärkt 
prüfen, ob neue Gesetze und Verordnu 
gen forschungsbeeinträchtigende Net>e 

Wirkungen haben (z. B. Gentechnikge- 
setz, Tierschutzgesetz, Verordnungen a 
Gebieten wie Gefahrstoffe, Arbeitszeit)' 
mit anderen Worten, ob sie innovations-^ 
fördernd oder -hemmend sind. Beson 
qualifizierten Wehrpflichtigen und 
Ersatzdienstleistenden sollte nach dem 
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„Gesprächskreis Junge Politik und Wirtschaft" will 
informieren und Erfahrungen austauschen 

Auf Initiative des stellvertretenden 
Landesvorsitzenden der JU 

NRW, Thomas Rachel, hat der nord- 
rhein-westfälische Landesverband der 
Jungen Union einen „Gesprächskreis 
für Junge Politik und Wirtschaft" 
gegründet. 

Es geht um spannende Themen 

Ziel ist es, ein Forum zu schaffen, in 
dem Funktionsträger und interessierte 
Mitglieder der Jungen Union mit 

interessanten Persönlichkeiten aus der 
Wirtschaft und der Industrie zusam- 
menkommen, um sich über wirt- 
schaftspolitisch spannende Themen zu 
informieren und auszutauschen. 

JU-Mitglieder, die an einer Teil- 
nahme am „Gesprächskreis junge 
Politik und Wirtschaft" interessiert 
sind, können sich melden bei: JU 
NRW, Wasserstraße 5,4000 Düs- 
seldorf!, (0211) 1360044. 

»eispiel Frankreichs die Möglichkeit 
Begeben werden, einen Teil ihrer Dienst- 
zeit zur Tätigkeit in forschungsnahen 
Tätigkeitsbereichen zu verwenden. 
V'e außeruniversitären Forschungsein- 
nchtungen sind eine wesentliche Ergän- 
zung der Hochschulen. Die Zusammenar- 
^eit ist durch eine stärkere personelle 
Verflechtung sowie die Bereitstellung 
ausreichender Mittel der Grundfinanzie- 
^ng für die Nutzung von Großgeräten 
^urch Hochschulpersonal zu verbessern. 
°ei den Großforschungseinrichtungen ist 
aas Konzept zur Konzentrierung der Auf- 
gaben nach wissenschaftspolitischen 
"rioritäten umzusetzen; Struktur und 
'nhaltliche Ausgestaltung der Institute 
der Blauen Liste sind zu überprüfen. 

C^fbau in den neuen Ländern 
öer Aufbau der Bildungs- und For- 
Schungsstruktur in den neuen Ländern 
muß fortgesetzt werden und — wo immer 
^öglich — Priorität genießen. Dabei soll 
aas aus dem Wissenschaftler-Integra- 

tionsprogramm (WIP) finanzierte Akade- 
miepersonal und das Personal von der 
Max-Planck-Gesellschaft (MPG) betreu- 
ter geisteswissenschaftlicher Zentren voll 
in die Hochschulen integriert werden. 

EG-Programme nutzen 

Internationale Zusammenarbeit ist für 
die Forschung entscheidend. Hier sind 
die Möglichkeiten einer verstärkten Nut- 
zung der Programme der EG sowie die 
Intensivierung der Zusammenarbeit inter- 
nationaler Forschungszentren zu verbes- 
sern. Europäische Forschungsstrukturen 
müssen wissenschaftsgerecht sein. 
Den Forschungsausgaben ist in den 
Haushalten von Bund und Ländern ein 
ihrer Bedeutung für die Zukunft Deutsch- 
lands entsprechender Stellenwert einzu- 
räumen. Für den Beschluß der Regie- 
rungschefs zur Anhebung der Mittel der 
DFG und MPG um jährlich 5 Prozent in 
den Jahren 1991 bis 1995 ist zu gegebener 
Zeit eine geeignete Folgeregelung anzu- 
streben. • 
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Keine Doppelstaatsangehörigkeit 
Kernpunkt des SPD-Gesetzentwurfs 
zur Erleichterung der Einbürgerung 
und Hinnahme der Doppelstaatsange- 
hörigkeit ist die generelle Zulassung 
von Doppelstaatsangehörigkeiten. 
Diese wird jedoch von der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion nach wie vor kate- 
gorisch abgelehnt. Maßgeblich für 
diese Haltung sind folgende Gründe: 

• Durch die Doppelstaatsangehörigkeit 
wird ein Widerstreit von Rechten und 
Pflichten gegenüber unterschiedlichen 
Staaten und Rechtsordnungen (zum Bei- 
spiel im Hinblick auf die Frage, in wel- 
chem Land die Wehrpflicht abgeleistet 
werden muß) erzeugt; 
• Die Doppelstaatsangehörigkeit führt 
vielfach zu Rechtsunsicherheiten bei 
Rechtsverhältnissen, die nicht in allen 
beteiligten Staaten gleich beurteilt wer- 
den (zum Beispiel Regelungen von Fra- 
gen aus den Bereichen Familien- und 
Erbrecht); 
• Die Zulassung von Doppelstaatsange- 
hörigkeiten führt zu einer ungerechtfer- 
tigten Besserstellung der damit versehe- 
nen Personen. So hat der „einfache" 
deutsche Staatsbürger zum Beispiel nicht 
wie der Doppelstaatler die Möglichkeit, 
im Falle einer krisenhaften Zuspitzung 
den konsularischen Schutz eines zweiten 
Staates in Anspruch zu nehmen. Die 
Zulassung von Doppelstaatsangehörig- 
keiten führt mithin in eine Zweiklassen- 
gesellschaft, in der sich all diejenigen, die 
nur eine Staatsangehörigkeit besitzen, als 
Bürger zweiter Klasse fühlen müssen. 
Wer also die deutsche Staatsbürgerschaft 
erwerben will, kann dies nicht unter Vor- 
behalt tun; er muß sich, wie jeder von 
Geburt an Deutsche mit allen Vor- und 
Nachteilen für unseren Staat entscheiden. 
• Gegen eine generelle Zulassung von 

Doppelstaatsangehörigkeiten sprechen 
schließlich internationale Vereinbarun- 
gen, denen die Bundesrepublik Deutsch- 
land beigetreten ist. Eine grundsätzliche 
Zulassung von Doppelstaatsangehörig- 
keiten würde danach gegen internationa- 
les Recht verstoßen. Wie die Bundesrepu- 
blik Deutschland sind von den Mitglied- 
staaten der EG auch Dänemark, Frank- 
reich, Italien, Luxemburg, die Nieder- 
lande, Großbritannien und Spanien dem 
internationalen Abkommen vom 6. Mai 
1963 über die Verringerung von Mehr- 
staatigkeit beigetreten. Auch Norwegen, 
Österreich, Irland und Schweden sind 
Vertragspartner dieses Übereinkommens- 

Wer die deutsche Staats- 
bürgerschaft erwerben will, 

kann dies nicht unter 
Vorbehalt tun. 

Der Grundsatz der Vermeidung von 
Mehrstaatigkeit wird in diesen Staaten 
größtenteils in einer dem deutschen 
Staatsangehörigkeitsrecht vergleichbaren 
Weise praktiziert. 
Erwin Marschewski, innenpolitischer 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion: Die Zulassung von Doppel- 
staatsangehörigkeiten schafft somit mehr 
Konflikte, als sie nach Ansicht ihrer Ver- 
fechter lösen kann. Der SPD-Gesetzent- 
wurf entbehrt somit einer sachlichen 
Grundlage, zumal alle für eine Verbesse- 
rung der Integration bei uns lebender 
Ausländer erforderlichen Rechtsänderun- 
gen bereits in die derzeit im Bundestag 
verhandelten Asylrechtsänderungen ein- 
gearbeitet sind. Die SPD macht sich 
somit wieder einmal zu einem unkriti- 
schen Helfershelfer eines unreflektierten 
Zeitgeistes. 
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Sicherheit bei Chemie nachbessern 
Ko Konsequenzen aus der Serie von Stör- 
*a"en bei der Firma „Hoechst" hat 
^stellvertretende Vorsitzende der 

yOU/CSU-Bundestagsfraktion, 
J°nannes Gerster, gefordert: 

,e Chemieunfälle der vergangenen 
°chen waren „hoechst" beunruhigend. 
ie Erinnerung an den Störfall bei San- 

0z mit seinen dramatischen Auswirkun- 
gen auf den Rhein wurde wach. Nach 

lesem Unglück durfte eigentlich davon 
^zugehen sein, daß die Umsetzung 

amals neu erlassener Rechts- und 
icherheitsvorschriften Pannen bei der 
nernischen Produktion so gut wie aus- 

fließen würde. 
°ch die Realität sieht anders aus. Ver- 
glich menschliches Versagen hat Men- 

Schenleben gefordert, Gesundheitsbe- 
chädigungen bewirkt, Gesundheitsge- 
°rdungen ermöglicht, Vertrauen zer- 
0rt> politische Diskussionen entfacht. 
Ie Bürger, vor allem in der Nachbar- 

cnaft von Chemiestandorten, haben 
e,nen Anspruch auf Sicherheit. Sie besit- 
Z(tri einen Anspruch auf Sicherheit vor 

niweltbelastungen ebenso wie einen 
j/nspruch auf Sicherheit vor Kriminalität. 
J*erischen haben sich zu staatlichen 

erneinschaften zusammengeschlossen 
r
n dem Streben nach Sicherheit. Dabei 
'chten sie ihren Anspruch letztlich an 

den Staat. 
»nd die zunächst einmal Verantwortli- 
nen nicht in der Lage, dem Sicherheits- 

bedürfnis der Bürger gerecht zu werden, 
muß der Staat tätig werden. Sein Tätig- 
werden muß sich in dem konkreten Fall 
weniger auf den Erlaß neuer Vorschriften 
als vielmehr auf Kontrolle der Einhal- 
tung bestehender Rechtsnormen erstrek- 
ken. 
Folgerichtig war daher die Ankündigung 
des Bundesumweltministers, eine stärkere 
staatliche Kontrolle der Chemieunterneh- 
men unter Mitarbeit des TÜV durchzu- 
führen. Erklärungen der betroffenen 
Industrie, man glaube nicht, Sicherheits- 
standards durch externen Sachverstand 
erhöhen zu können, sind da wenig hilf- 
reich. 
Die Störfallserie der letzten Zeit war 
schließlich nicht gerade ein Beleg für die 
Wirksamkeit des internen Sachverstan- 
des. Das Vertrauen auf die Fähigkeit der 
unternehmenseigenen Sicherheitsfach- 
leute mag richtig und sachgerecht sein. 
Doch: Vertrauen ist gut, Kontrolle ist 
besser. Und dabei liegen wirksame 
Sicherheitsmaßnahmen auch oder gerade 
im Interesse der Industrie, um den Che- 
miestandort Deutschland zu sichern. 
Die aktuellen Ereignisse haben erneut 
deutlich gemacht, daß es auch in 
Deutschland keinen Stillstand beim 
Umweltschutz geben darf. Es ist an der 
Zeit, die Sicherheitsstandards der Che- 
miewerke denen von Kernkraftwerken 
anzugleichen. Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion tritt für eine neue Sicher- 
heitsoffenisve in der Umweltpolitik ein. 

raue   Forum 
Um den Abbau von Benachteiligun- 
gen von Frauen in den neuen Bundes- 
'ändern und um Fragen sexueller 
Gewalt geht es bei dem Frauen- 

Forum, zu dem die Junge Union ein- 
lädt. Die Veranstaltung findet am 7. 
und 8. Mai in der Karl-Arnold- 
Bildungsstätte, Venner Str. 55, 5300 
Bonn 2, statt. — Weitere Auskünfte: 
Junge Union, Annaberger Str. 283. 



Seite 24  -   UiD 10/1993 SOZIALDEMOKRATEN 

Problem mit der Wirklichkeit: 

Engholms Lack ist ab 
„Engholms Lack ist ab, nach Hes- 
senwahl und Kieler Affäre stürzte 
der Kanzlerkandidat der SPD auch 
in des Volkes Meinung tief ab."" 
(ARD/Report, 22.3.1993) 

Nach einer Wickert-Umfrage sind 69,7 
Prozent aller Wähler der Ansicht, Eng- 
holm solle auf die Kanzlerkandidatur 
verzichten. 
Sogar unter den SPD-Wählern sind 
57,7 Prozent dieser Meinung. Darüber 
hinaus sprachen sich 64,7 Prozent 
aller Wähler für einen Rücktritt Eng- 
holms vom Amt des Ministerpräsiden- 
ten in Schleswig-Holstein aus. 

Chance versäumt 
Der SPD-Bundestagsabgeordnete 
Hans Büchler hat Engholm unterdes- 
sen aufgefordert, in der Kieler Affäre 
umgehend „reinen Tisch" zu machen. 
Engholm müsse weiteren Schaden von 
sich und von der SPD abwenden. 
Gegen den Engholm-Referenten 
Klaus Nilius müsse sofort ein Diszipli- 
narverfahren eingeleitet werden, um 
seine fristlose Entlassung aus dem 
öffentlichen Dienst zu ermöglichen. 
Büchler bedauerte, daß Sozialminister 
Günther Jansen nicht sofort nach der 
Aufdeckung der Geldübergabe an Rei- 
ner Pfeiffer dazu bereit gewesen sei, 
sein Amt bis zum Abschluß der Arbeit 
des Untersuchungsausschusses ruhen 
zu lassen. „Die Chance, sofort klare 
Verhältnisse zu schaffen und damit 
das Zwielicht zu beseitigen, ist leider 
versäumt worden." (Neue Osnabrük- 
ker Zeitung, 17.3.1993) 

„Engholm mangelt es an Entschluß- 

kraft", kritisierte der niedersächsische 
SPD-Landtagsabgeordnete Werner 
Rettig nach seinem Austritt aus der 
Landtagsfraktion den SPD-Chef. 
„Wenn jemand Kanzler werden will 
und in solch kritischen Situationen 
nicht handelt, ist das sehr negativ für 
die Partei." (Bild, 20.3.1993) 
Die „neue Nachdenklichkeit" des 
Führungsduos aus Fraktionschef 
Hans-Ulrich Klose und Parteichef 
Björn Engholm, kritisierte der SPD- 
Bundestagsabgeordnete Eckart Kuhl- 
wein, reiche nicht aus, dem Wähler 
das Gefühl zu vermitteln, „hier gibt es 
jemanden, der etwas anders machen 
will." (ddp, 17.3.1993) 

Offene Fragen 
Was bleibt, sind eine Reihe offener 
Fragen über die Verwicklung Eng- 
holms in die Kieler Affäre: „Aus der 
Affäre Jansen ist längst das Problem 
Engholm geworden. Wußte der Mini- 
sterpräsident wirklich nichts von den 
Machenschaften seiner engsten Mitar- 
beiter?" (ZDF, Heute-Journal, 
23.3.1993) 
„Mit dem Rücktritt von Günther Jan- 
sen ist die Kieler Sumpfaffäre jeden- 
falls nicht aus der Welt." (ARD, 
Tagesthemen, 23.3.1993) 
„In Kiel, so scheint es, wurde und 
wird gelogen, daß sich die Balken bie- 
gen. Schon möglich, daß sie brechen 
und Engholm unter sich begraben.' 
(GeneralAnzeiger Bonn, 17.3.1993) 
So bleibt das Fazit: „Der Herausforde- 
rer von Kohl ist schwer angeschlagen- 
Verständnis für das Zögern und Zau- 
dern gegenüber dem Wohltäter Jansen 
und dem Lügner Nilius ist kaum zu 
finden." (NDR, 17.3.1993) 
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»Zukunftswerkstatt'6 des Kreisverbandes Aachen-Stadt 
diskutiert den Grundsatzprogrammentwurf 

Unter dem Motto „CDU — offen 
für neue Politik" führt der Kreis- 
verband Aachen-Stadt im Rahmen 
einer „Zukunftswerkstatt" in den 
Monaten März bis Oktober die 
Grundsatzprogrammdiskussion. 
Im vierzehntägigen Rhythmus werden 
Veranstaltungen mit prominenten Ver- 
tretern des politischen und öffentli- 
chen Lebens durchgeführt. So wird in 
Aachen unter anderen Bundesverteidi- 
gungsminister Volker Rühe am 13. 
Mai, die Präsidentin des Deutschen 
Bundestages, Rita Süssmuth, am 3. 
••uni, Generalsekretär Peter Hintze am 
26. August, die Parlamentarische 
Staatssekretärin im Bundesministe- 
ruirn für Frauen und Jugend, Cornelia 
Yzer, am 16. September und am 8. 
Oktober der Parlamentarische Staats- 

sekretär im Bundesministerium für 
Wirtschaft und Vorsitzender der 
Grundsatzprogramm-Kommission der 
CDU Deutschland, Reinhard Göhner, 
zu ausgewählten Themenbereichen 
mit den Bürgerinnen und Bürgern dis- 
kutieren. 

Eröffnet wurde die Veranstaltungs- 
reihe am 11. März mit einem Streitge- 
spräch zum Thema „Nichts Neues im 
Osten?" zwischen CDU-MdB Hart- 
mut Büttner aus Sachsen-Anhalt und 
Konrad Weiß MdB vom Bündnis- 
90/Grüne aus Brandenburg. 

Der Kreisverband Aachen-Stadt geht 
mit der „Zukunftswerkstatt" neue 
Wege in der Parteiarbeit und sucht mit 
kompetenten Sachkennern über Par- 
teigrenzen hinweg offene Gespräche. 

»Wahllexikon" auf neuestem Stand 
D»e Wahlergebnisse in der Bundesre- 
publik Deutschland und in den Län- 
dern von 1946 bis 1992, enthält das 
»Wahllexikon" des Bereichs „For- 
schung und Beratung" der Konrad- 
Adenauer-Stiftung. Auf dem Stand 
von Februar 1993 liegt es jetzt in 
aktualisierter Form vor. 
ks soll, so der Herausgeber Dr. Hans- 
°achim Veen, mancherlei beschwerli- 

che Suche in statistischen Berichten 
überflüssig machen und zu schnellen 
Juformationen über Bundestags-, 
Landtags- und Europawahlergebnisse 
^helfen. 
m Teil A werden knappe tabellari- 

sche Übersichten über die genannten 
Wahlergebnisse seit 1946 wiedergege- 
ben, gegliedert nach Wahlberechtig- 
ten, Wahlbeteiligung und Parteiantei- 
len. Die dargestellten Bundestagswah- 
lergebnisse beruhen seit 1953 auf den 
Zweitstimmen. In Teil B werden die 
Ergebnisse der repräsentativen Wahl- 
statistik nach fünf Alterskategorien 
und getrennt für Wählerinnen und 
Wähler wiedergegeben. 

Der Band kann unter der Ruf- 
nummer 02241/246230 beim 
Bereich Forschung und Beratung 
bezogen werden. 
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Jugendschutz im 
Fernsehen verbessern 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
verurteilt die zunehmende Darstellung 
von Gewalt, Aggression und Sex im 
Fernsehen, insbesondere in den priva- 
ten Medien. 

Die Erfahrungen der letzten Monate zei- 
gen, daß Appelle an die Medienverant- 
wortlichen allein nicht ausreichen, um 
Gewalt- und Sexprogramme im Interesse 
eines effektiven Jugendschutzes einzu- 
schränken. Wir fordern daher die Landes- 
medienanstalten auf, endlich das beste- 
hende Instrumentarium der Programmin- 
haltskontrolle effektiv einzusetzen. 

Darüber hinaus sollte nun geprüft wer- 
den, durch welche gesetzgeberischen 
Schritte im Fernsehen nicht nur der 
Schutz der Jugend, sondern auch der 
Menschenwürde, die durch Sendungen 
des sogenannten „Reality-TV" in gravie- 
render Weise verletzt wird, verbessert 
werden kann. Wir fordern die Bundesre- 
gierung auf, unter Berücksichtigung der 
in Artikel 5 Grundgesetz verankerten 
Rundfunkfreiheit folgende Maßnahmen 
zu prüfen: 

• Erweiterung des Anwendungsbereiches 
des Gesetzes über die Verbreitung 
jugendgefährdender Schriften, das die 
Indizierung von Gewalt- und Sexdarstel- 
lungen ermöglicht, auf Rundfunksendun- 
gen; 

• Aufnahme eines Tatbestandes in das 
Strafgesetzbuch, der die Herstellung, je8' 
liehe Form der Weitergabe, Veröffentli- 
chung und Verbreitung von Gewaltdar- 
stellungen, die keinen schutzwürdigen 
kulturellen oder wissenschaftlichen We 

haben, unter Strafe stellt. 
Die Landesregierungen sollen 

prüfen, inwieweit das bislang im Rund' 

funkstaatsvertrag und den einschlägig6 

Landesmediengesetzen nur zeitlich 
beschränkte Verbreitungsverbot von 
jugendgefährdenden Sendungen zu 
einem totalen Sendeverbot erweitert w 
den kann; dieses Sendeverbot müßte 
dann alle von der GJS-BundesprüfsteU 
indizierten Sendungen erfassen; 
• in den Landesmediengesetzen von 
Ermächtigung des Paragraphen 32 de 
Rundfunkstaatsvertrages Gebrauch 
machen, also für die Verletzung von 
Jugendschutzbestimmungen Ordnung 
Widrigkeiten-Tatbestände aufnehmen* 
soweit dies bisher noch nicht gesehen 
ist' h r 
Joseph-Theodor Blank, medienpolit»sC e 

Sprecher der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion: Dann könnten mit Geldbuße 
bis zu 500.000 Mark die Gewinne der P 
vaten Anstalten, die sie mit der Vert> 
tung jugendgefährdender Sendungen 
erzielen, besonders wirkungsvoll abg 
schöpft werden. Wir rufen die Verant- 
wortlichen in den Medien auf, 'nre 

Ankündigung einer freiwilligen Sein 
kontrolle nach dem Vorbild der Filmw 

schaft endlich in die Tat umzusetzen- 

„Macht und Verantwortung - Politik im Dienst der Menschen 
Unter diesem Motto findet die 34. Bundestagung des Evangelischen Arbeitskr 
ses der CDU/CSU am 22./23. Oktober 1993 in Lübeck (St.-Petri-Kirche) statt- 
Die EAK-Bundesvorsitzende Angela Merkel, MdB, lädt alle Mitglieder und 
Freunde herzlich ein, dabei zu sein. Weitere Informationen erhalten Sie in der 
Bundesgeschäftsstelle des EAK unter Tel. (0228) 544-302. 
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Peter Hintze: Rheinland-Pfalz 
für die Union zurückerobern 
*£i mehr Geschlossenheit hat der 
•"(teinland-pfälzischeCDU-Landesvor- 
S'tzende Werner Langen auf dem 43. 
Landesparteitag am 19. und 20. März 
'n Landau/Pfalz seine Partei aufgeru- 
'en. Sie müsse wieder stärker zu ihren 
alten Tugenden wie Solidarität und 
L°yalität zurückfinden. 

*~angen, der vor gut einem Jahr zum Chef 
(3es rheinland-pfälzischen Landesverban- 
ds gewählt worden war, betonte, in die- 
sem einen Jahr sei vieles angepackt und 
aufden Weg gebracht worden. Die Partei 
Habe mehr und besser gearbeitet, als man- 
cher externe Beobachter glauben machen 
w°He. Einiges, so der Landesvorsitzende 
selbstkritisch, könne jedoch noch besser 
!aufen. So klappe die Arbeitsteilung 
'jfirner noch nicht und die Selbstbeschäf- 

•gung in Parteigremien nehme einen viel 
2u breiten Raum ein. 
deshalb müsse die CDU Rheinland-Pfalz 
^aran arbeiten, freundschaftlichen 
Jl^gang miteinander und vor allem die 

ahigkeit, persönliche Interessen hinter 
,e gemeinsame Sache stellen zu können, 

^leder in den Mittelpunkt zu rücken. In 
j"esen Punkten bestehe Nachholbedarf. 
Jungen kämpferisch: „Die CDU Rhein- 
and-Pfalz war und ist keine 35-Prozent- 
[a1ei! Das Wahlergebnis vom 21. April 
199 muß ein einmaliger Vorgang blei- 
ben! Wir haben es selbst in der Hand, 

nsere derzeitige Ausgangslage entschei- 
end zu verbessern. Deshalb rufe ich 

^'len Zweiflern zu: Wir haben die feste 
^bsicht, die Kommunalwahlen 1994 und 

,e Landtagswahl 1996 zu gewinnen." 
a»gen setzte sich nachdrücklich für die 
nterstützung der Politik von Bundes- 

kanzler Helmut Kohl ein. Das „Herumge- 

rede" an der Person des Kanzlers aus den 
eigenen Reihen sei unerträglich und 
bringe der CDU „keine einzige zusätzli- 
che Wählerstimme". 
Generalsekretär Peter Hintze, Gastredner 
auf dem Parteitag, rief die rheinland-pfäl- 
zische CDU zu geschlossenem und akti- 
vem Handeln auf, um dieses Stammland 
für die Union zurückzuerobern. Es dürfe 
nur eine „kurze und traurige Epoche 
geben, die mit dem Namen Scharping 
verbunden" sei. 
Zwei Tage lang befaßten sich die 365 
Delegierten in der Landauer Festhalle mit 
den Themen Schul- und Wirtschaftspoli- 
tik. Mit großer Mehrheit verabschiedet 
wurde ein Schulkonzept, in dessen Mittel- 
punkt die Verkürzung der gymnasialen 
Schulzeit von bisher 9 auf 8 Jahre sowie 
die Einführung der differenzierten Mittel- 
schule als zusätzliches Angebot zu Haupt- 
und Realschule stehen. Die Einführung 
der Gesamtschule als Regelschule lehnt 
die CDU Rheinland-Pfalz ab. 
Im Bereich der Wirtschaftspolitik eröff- 
neten die rheinland-pfälzischen Christde- 
mokraten auf ihrem Parteitag eine aus- 
führliche Diskussion. Der Landesvor- 
stand wurde beauftragt, aus den drei vor- 
liegenden Papieren — einem Thesenpa- 
pier des Landesvorstandes selbst, einem 
Standortpapier des CDU-Bezirksverban- 
des Rheinhessen-Pfalz und einem The- 
senpapier des Bundestagsabgeordneten 
Heiner Geißler — eine Beschlußgrund- 
lage zu erarbeiten. 
Zu den Vorschlägen gehören ein Morato- 
rium für Leistungsgesetze, der Umbau 
der Sozialsysteme, das Aufbrechen star- 
rer Tarifsysteme und eine Entlastung der 
Unternehmen. • 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

Lederfußball wieder da 
Zu den exklusiven Werbemitteln gehört 
seit langem unser Lederfußball mit dem 
„CDU"-Aufdruck: 

• Bestell-Nr.: 9614 
Verpackungseinheit: 1 Ball 
Preis pro Ball: 39,— DM 

Bestellungen an: 

IS-Versandzentrum 
Postfach 1328 
4804 Versmold 
Der Preis gilt zuzüglich MWSt. inklusive 
Versand. 

Maastricht-Telefon: Die EG-Kommission hat ein Maastricht-Telefon unter 
der Nummer: 0138/9393 eingerichtet, bei dem aktuelle Informationen zur Europäi- 
schen Gemeinschaft angeboten werden. Die Ansage dauert etwa drei Minuten. 
Insgesamt 26 Themen des Info-Telefons zum Maastrichter Vertrag und der Euro- 
päischen Währungsunion werden aufgegriffen und erläutert. 
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